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KOMMENTAR

Lehren aus der OSZE Special Monitoring Mission (SMM) für eine 
mögliche Friedenssicherung in der Ukraine
Julia Friedrich (Global Public Policy Institute, Berlin)

Der kleinste gemeinsame Nenner
Der Krieg gegen die Ukraine geht ins fünfte Jahr. Trotz 
verstärkter diplomatischer Initiativen im Laufe des letz-
ten Jahres ist ein Ende des Krieges nicht in Sicht. Zwar 
werden die Diskussionen um Sicherheitsgarantien für 
die Ukraine, beispielsweise im Rahmen einer Koali-
tion der Willigen, immer konkreter. Doch die Frage, 
ob und in welcher Form multilaterale Akteure wie die 
OSZE eine Rolle in einer zukünftigen Friedenssiche-
rung spielen können, rückt dabei immer weiter in den 
Hintergrund. Das liegt vor allem daran, dass eine Frie-
dens- oder Beobachtungsmission nur mit Zustimmung 
Russlands mandatiert werden kann. Dies erscheint der-
zeit völlig unrealistisch. Und dennoch ist es nicht gänz-
lich ausgeschlossen, dass angesichts des ausbleiben-
den Friedensschlusses und der russischen Weigerung, 
seine Truppen von ukrainischem Staatsgebiet abzuzie-
hen, die Idee einer multilateralen Mission zur Beobach-
tung eines Waffenstillstands wieder aufgegriffen wer-
den könnte. Eine solche Mission könnte der kleinste 
gemeinsame Nenner für einen Kompromiss darstel-
len. Oder sie könnte als Unterpfand für einen angebli-
chen Verhandlungserfolg des amerikanischen Präsiden-
ten herhalten müssen.

Die Mandatierung einer internationalen OSZE-
Mission für die Ukraine wäre, wenn überhaupt, nur 
unter ganz bestimmten Bedingungen empfehlenswert. 
Denn: Eine Mission zur Beobachtung von einem Waf-
fenstillstand kann Sicherheitsgarantien für die Ukraine 
nicht ersetzen. Bei einer Mission handelt es sich viel-
mehr um ein Instrument zur Konfliktbewältigung, 
das zu einer Unterbrechung oder Verminderung von 
Gewalt führen kann. Seine Wirkung erstreckt sich 
jedoch nicht auf die politische Ebene. Die Überwa-
chung des Waffenstillstands unterscheidet sich grund-
legend von Maßnahmen zur Friedensdurchsetzung 
(»peacemaking«) oder Friedenssicherung (»peacekee-
ping). Für Staaten, die unbewaffnete Beobachter:innen 
entsenden, liegt ihr Anreiz in den relativ niedrigen Kos-
ten und dem geringeren politischen Risiko. Robuste 
Maßnahmen wie die Entsendung von Truppen brin-
gen vergleichsweise hohe Risiken mit sich. Ein Nach-
teil von Beobachtungsmissionen besteht darin, dass sie 
die Illusion von Fortschritt bei der Bewältigung von 
Konflikten erwecken können, ohne tatsächlich zu des-
sen Lösung beizutragen.

Lehren aus der SMM
Davon zeugt die »Special Monitoring Mission« (SMM), 
die OSZE-Mission in der Ukraine, die zwischen 2014 
und 2022 unter anderem mit der Beobachtung des brü-
chigen Waffenstillstands im Osten des Landes nach den 
Minsker Abkommen betraut war. Diese war vom Auf-
bau, Mandat und Umfang nicht dafür geeignet, den 
Konflikt zwischen Russland und der Ukraine dauerhaft 
zu befrieden. Für die Mitgliedsstaaten der OSZE schuf 
sie jedoch die Illusion einer Konfliktbearbeitung. Aus 
dieser Erfahrung lassen sich einige Lehren für interna-
tionale Akteure ziehen in Bezug auf die politischen Rah-
menbedingungen, in die eine Mission eingebettet wer-
den müsste (Lehren eins und zwei) und auf das Mandat 
der Mission und seine Umsetzung (Lehren drei bis fünf).

Erstens lehrt die Erfahrung der SMM, dass ohne 
einen robusten Mechanismus zur Sanktionierung von 
Verstößen der Auftrag, einen Waffenstillstand zu beob-
achten, nicht umgesetzt werden kann. Im Interview mit 
mir drückte ein ehemaliges Missionsmitglied diesen 
Befund folgendermaßen aus: »Es ist egal, wie viele Waf-
fenstillstandsverletzungen dokumentiert werden, wenn 
es keine politischen Konsequenzen gibt.« Die Staaten, 
die Beobachter:innen entsandt hatten, verloren sich in 
Debatten über Ausstattung und Anzahl von Beobach-
ter:innen, anstatt sich mit dem eigentlichen Problem 
der Nichteinhaltung des Waffenstillstands auseinan-
derzusetzen. Eine erneute Beobachtungsmission in der 
Ukraine ist nur dann sinnvoll, wenn sie als Ergänzung 
zu einem robusten, militärischen Abschreckungsmecha-
nismus gegenüber Russland fungiert.

Zweitens ist der Zugang zu allen relevanten Gebieten 
die größte Hürde einer möglichen zukünftigen Beobach-
tungsmission. Die SMM hatte anfangs nur beschränkt 
und gegen Ende gar keinen Zugang mehr zur inter-
national anerkannten Grenze zwischen Russland und 
der Ukraine in den Regionen Donezk und Luhansk. 
Damit blieb der Austausch von Waffen, Munition und 
Personen zwischen russischem und besetztem ukraini-
schem Staatsgebiet unbemerkt oder zumindest formal 
undokumentiert. Russland hatte der Mission zur seit 
2014 besetzten Krym grundsätzlich den Zugang verwei-
gert, obwohl die SMM auf dem gesamten ukrainischen 
Staatsgebiet operieren sollte. Es ist kaum vorstellbar, dass 
Russland einer zukünftigen Mission Zugang zu russisch 
besetztem Gebiet und der Grenze zwischen Russland, 
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Belarus und der Ukraine gewähren würde. Ohne diese 
Zustimmung wäre eine Mission aber so eingeschränkt, 
dass sie keine sinnvolle Beobachtung verrichten könnte 
und stattdessen sogar zu einer Verfestigung der Front 
als neue de facto-Grenze beitragen würde.

Eine dritte Lehre betrifft das Mandat einer solchen 
Mission. Die SMM war mit einem sehr breit gefassten 
Mandat ausgestattet. Es stammte noch aus der Zeit vor 
den Minsker Vereinbarungen und war deswegen für die 
Kernaufgaben der Mission nicht geeignet. Ein breites 
und flexibles Mandat ist nur dann nützlich, wenn sowohl 
die Staaten, die eine Mission beauftragen, als auch die 
Missionsmitglieder den Zweck und den Umfang der 
Mission gleich verstehen. Bei der SMM war dies nicht 
der Fall, und ihr fehlte ein »Mission Implementation 
Plan«, der die Einsatzregeln des Mandats für Mitglie-
der ausbuchstabiert und damit für klare Verantwort-
lichkeiten gesorgt hätte.

Es ist viertens nicht sehr wahrscheinlich, dass Ukrai-
ner:innen eine neue Beobachtungsmission akzeptieren 
würde. Die SMM war bei der ukrainischen Bevölke-
rung äußerst unbeliebt. Ein Grund dafür war, dass sie 
die Hoffnungen der Bevölkerung auf eine langfristige 
Befriedung schon aufgrund ihres Mandats nicht erfüllen 
konnte. Zudem mangelte es an professioneller strategi-
scher Kommunikation gegenüber der lokalen Bevölke-
rung. Dies setzt wiederum voraus, dass alle entsandten 
Beobachter:innen die Mission und ihr Mandat einheit-
lich verstehen. Ein weiterer wichtiger Faktor, der die 
heutige Situation von der damaligen unterscheidet, ist 
die Transparenz, mit der Zivilist:innen den Krieg mit 
Smartphones dokumentieren. Daher sind Menschen, 
die nahe der ukrainisch-belarusischen oder ukrainisch-
russischen Grenze bzw. der Front leben, ein wichtiger 
Bestandteil bei der Beobachtung und Verifizierung von 
Waffenstillstandsverletzungen. Die lokale Bevölkerung 
muss daher in die Beobachtung eingebunden werden. 
Auch, um der Verbreitung von Falschinformationen 
Einhalt zu gebieten.

Fünftens konnte die SMM wertvolle Erfahrungen 
bei der Beobachtung von Waffenstillstandsverletzungen 

mit Drohnen sammeln. Die Umsetzung des Mandats 
war damals mit erheblichen Schwierigkeiten verbun-
den. Deswegen setzte die Mission auf technologische 
Innovationen, die für damalige Verhältnisse beachtlich 
waren, obwohl die Drohnen häufig abgefangen wurden. 
Bei einer möglichen zukünftigen Mission werden Droh-
nen, deren Technik sich rasant entwickelt und an der 
Front immer größere Verbreitung findet, eine wichtige 
Rolle spielen. Die wichtigste Lehre aus der SMM in die-
sem Bereich ist jedoch, dass automatisierte unbemannte 
Drohnen keine menschlichen Beobachter:innen ersetzen 
können. Menschen sind weiterhin erforderlich, um den 
Kontext richtig einzuordnen und Nuancen zu erkennen.

Erst das politische Ziel bestimmen, dann 
das Instrument
Eine Mission zur Überwachung des Waffenstillstands 
ist für sich genommen nicht geeignet, um die langfris-
tige Sicherheit der Ukraine und Europas zu gewähr-
leisten. Bereits 2014, als die von Russland ausgelöste 
militärische Konfrontation im Osten der Ukraine nur 
durch die gewagten Zugeständnisse in den Minsker 
Abkommen kurzfristig zu unterbinden war, stellte sich 
die OSZE-Mission in diesem Moment als das einzig 
gangbare Instrument heraus. Die SMM war aber sicher 
nicht das Instrument, das für diesen Zweck am besten 
geeignet gewesen wäre. Menschliche Beobachter:innen 
konnten und können den politischen Konflikt nicht 
lösen, dessen Ursache unter anderem darin liegt, dass 
Russland die Souveränität der Ukraine nicht anerkennt. 
Die wichtigste Lehre, die sich aus den Erfahrungen der 
SMM ziehen lässt, lautet: Zunächst müssen sich die 
europäischen Staaten die Frage stellen, welche politi-
schen Risiken sie bereit sind, auf sich zu nehmen, und 
wie viele finanzielle und menschliche Ressourcen sie für 
einen Frieden in der Ukraine gegen Russland investie-
ren würden. Erst im nächsten Schritt sollte das passende 
Instrument für diesen Zweck ausgewählt werden. Es ist 
derzeit eher unwahrscheinlich, dass die OSZE bei die-
ser Wahl eine Rolle spielen wird.

Anmerkung: Dieser Kommentar beruht auf dem Policy Brief »Presence without Power: Lessons from the OSCE Special 
Monitoring Mission for Ceasefire Monitoring in Ukraine« von Julia Friedrich und Lukasz Mackiewicz, GPPi, April 2025, 
https://gppi.net/2025/04/16/presence-without-power.

Über die Autorin
Julia Friedrich ist Wissenschaftlerin am Berliner Global Public Policy Institute (GPPi), wo sie zu Sicherheitsdynami-
ken in Russland und der Ukraine forscht. 2022–23 war sie für die Beratungsmission der EU in der Ukraine tätig.

Lesetipps
•	 Hug, Alexander. 2024. »Ceasefire Monitoring and Verification and the Use of Technology: Insights from Ukraine 

2014–2022«, CSS Mediation Resources, https://css.ethz.ch/publikationen/mediationsberichte-studien/css-mediation-
resources/details.html?id=/c/e/a/s/ceasefire_monitoring_and_verification_an.

https://gppi.net/2025/04/16/presence-without-power
https://css.ethz.ch/publikationen/mediationsberichte-studien/css-mediation-resources/details.html?id=/c/e/a/s/ceasefire_monitoring_and_verification_an
https://css.ethz.ch/publikationen/mediationsberichte-studien/css-mediation-resources/details.html?id=/c/e/a/s/ceasefire_monitoring_and_verification_an
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Auf alle Eventualitäten (nicht) vorbereitet: Die OSZE und ein mögliches 
Ende des russischen Krieges gegen die Ukraine
Nadja Douglas (Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) und Zentrum für Osteuropa- und internationale Studien 
(ZOiS), Berlin)

Zusammenfassung
Die OSZE spielt bei der Suche nach einer möglichen Verhandlungslösung im Krieg Russlands gegen die 
Ukraine derzeit eine marginale Rolle. Die Organisation bringt sich allerdings punktuell selbst ins Gespräch. 
Aufgrund interner Blockaden kann die OSZE keine Vermittlerrolle bei Friedensgesprächen einnehmen. Auch 
hat sie kein militärisches Mandat, um einen möglichen Frieden durchzusetzen. Sehr wohl könnte sie ihn 
jedoch überwachen. Der folgende Kommentar analysiert, warum dies dennoch auf Skepsis bei den betei-
ligten Staaten stoßen würde und warum die OSZE in einer aktiven Rolle sogar Schaden nehmen könnte.
Keine greifbaren Lösungen in Sicht
Eine faire und nachhaltige Verhandlungslösung im von 
Russland initiierten Angriffskriegs gegen die Ukraine 
wird im vierten Kriegswinter immer dringlicher. Die 
anhaltenden russischen Luftangriffe auf die Energie-
infrastruktur erschöpfen und zermürben die ukrai-
nische Bevölkerung. Das Kalkül des Kremls besteht 
darin, den ukrainischen Widerstandswillen zu brechen. 
Solange Russland unverhohlen seine Kriegsinteressen 
verfolgt und externe Akteure und Vermittler gegen-
sätzliche Eigeninteressen an den Tag legen, bleibt eine 
gerechte und langfristige Verhandlungslösung wenig 
realistisch. Der US-Präsident Donald Trump strebt etwa 
eine weitere »erfolgreiche Friedensvermittlung« vor den 
amerikanischen Zwischenwahlen im November 2026 
an. Auf dem Papier stellen regionale Organisationen 
geeignete Konsultations- und Verhandlungsplattfor-
men dar. Doch Organisationen wie die OSZE oder die 
EU nehmen bisher nur eine mehr oder weniger aktive 
Beobachterrolle ein. Von ihnen sind deswegen Vermitt-
lungsinitiativen nicht zu erwarten und würden von den 
Kriegsparteien nicht in Betracht gezogen werden. Statt-
dessen wird in der NATO zunehmend in militärischen 
Kategorien der Aufrüstung und militärisch unterstütz-
ter Sicherheitsgarantien gedacht – auch weil der Kreml 
zu wenig anderem Hoffnung gibt.

Rolle der OSZE in einer unübersichtlichen 
Gemengelage
Die OSZE wäre nicht in der Lage, Frieden zwischen der 
Ukraine und Russland zu vermitteln. Sie verfügt über 
kein Mandat, und den teilnehmenden Staaten fehlt der 
politische Wille, sie dazu zu ermächtigen. Die Orga-
nisation sieht ihre mögliche Rolle darin, ein Waffen-
stillstands- oder Friedensabkommen zu überwachen. 
Anlässlich des OSZE-Ministerrats im Dezember 2025 
erklärte die scheidende OSZE-Vorsitzende, Finnlands 
Außenministerin Elina Valtonen, dass die Organisation 
bereit sei, Verantwortung zu übernehmen, wenn ein 
Waffenstillstand in der Ukraine erreicht würde. Es sei 
während des finnischen Vorsitzes daran gearbeitet wor-
den, in einem solchen Fall bestmögliche Unterstützung 
anbieten zu können (OSCE 2025). Bei einem gemeinsa-
men Besuch mit dem türkischen OSZE-Generalsekre-
tär Feridun Sinirlioğlu in der Ukraine und Russland 
Anfang Februar betonte der neue OSZE-Vorsitzende, der 
Schweizer Außenminister Ignazio Cassis: »Die OSZE 
muss bereit sein, sobald es die Umstände zulassen, einen 
Waffenstillstand zu überwachen und die Umsetzung 
eines Friedensabkommens zu unterstützen.« (Vialko 
2026)

Es ist derzeit nur wenig darüber bekannt, wie eine 
Überwachung in der Praxis aussehen könnte. Die mit der 

KOMMENTAR

•	 Major, Claudia und Aldo Kleemann. 2025. »Modelle zur Absicherung eines möglichen Waffenstillstandes in der 
Ukraine«, SWP Arbeitspapier Nr.2, Januar 2025, https://www.swp-berlin.org/publications/products/arbeitspapiere/
Arbeitspapier_FG03_02_2025_C_Major_A_Kleemann.pdf.

•	 Regenbrecht, Johannes. 2025. »10 Jahre Abkommen von Minsk: 10 Lehren für Verhandlun-
gen mit Moskau«, Zentrum Liberale Moderne, LibMod Policy Paper, 31. Januar 2025, https://libmod.
de/10-jahre-abkommen-von-minsk-10-lehren-fuer-verhandlungen-mit-moskau/.

https://www.swp-berlin.org/publications/products/arbeitspapiere/Arbeitspapier_FG03_02_2025_C_Major_A_Kleemann.pdf
https://www.swp-berlin.org/publications/products/arbeitspapiere/Arbeitspapier_FG03_02_2025_C_Major_A_Kleemann.pdf
https://libmod.de/10-jahre-abkommen-von-minsk-10-lehren-fuer-verhandlungen-mit-moskau/
https://libmod.de/10-jahre-abkommen-von-minsk-10-lehren-fuer-verhandlungen-mit-moskau/
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momentanen Verhandlungsführung einhergehenden 
Unsicherheiten lassen ausgereifte Pläne beinahe illuso-
risch erscheinen. Auch die veränderte Art der Kriegsfüh-
rung lässt nur begrenzt Vergleiche mit Implementie-
rungslösungen aus früheren Verhandlungsergebnissen 
in der Geschichte der OSZE zu. Die flächendeckende 
Nutzung von Drohnen würde das Monitoring entlang 
der voraussichtlich 1.200 Kilometer langen Kontaktli-
nie zusätzlich erschweren.

Krise des Multilateralismus und 
Vertrauensverlust in die OSZE
Die Bewältigung transnationaler Herausforderungen, 
wie beispielsweise global ausstrahlender Konflikte oder 
die Gefahr eines neuen weltweiten Rüstungswettlaufs, 
erfordert mehr denn je multilaterales, kooperatives Han-
deln. Doch multilaterale Formate und Organisationen, 
die den Auftrag haben, sich mit diesen Problemen zu 
befassen, werden insbesondere von Großmächten zuneh-
mend blockiert, marginalisiert oder hinterfragt. In vie-
lerlei Hinsicht verkörpert die OSZE mit ihrem auf dem 
Konsensprinzip beruhenden Entscheidungsprinzip die 
Grundidee multilateraler Aushandlungsprozesse (Dou-
glas 2025). Doch nicht erst seit 2022 werden die der 
OSZE zugesprochenen Kernkompetenzen, Dialogfo-
rum zu sein und in ihrem regionalen Geltungsbereich 
als Kontaktstelle für Konfliktmanagement und -lösung 
zu dienen, infrage gestellt. Tatsächlich ist es der OSZE 
seit der Annexion der Krym und dem Krieg im Don-
bas im Jahr 2014 nicht gelungen, eine Verhandlungslö-
sung zwischen Russland und der Ukraine zu vermitteln. 
Die Sonderbeobachtermission in der Ukraine (SMM), 
die durch das OSZE-Mandat mit der Überwachung des 
Waffenstillstandsabkommens beauftragt war, konnte 
die russische Vollinvasion in die Ukraine im Februar 
2022 nicht verhindern. Trotz der hochrangigen Ver-
mittlung im Rahmen des Normandie-Formats wiesen 
die von der Trilateralen Kontaktgruppe ausgehandelten 
und unterzeichneten Abkommen (Minsker Protokolle) 
gravierende Unzulänglichkeiten wie zum Beispiel Rege-
lungen über die Abfolge der beschlossenen Maßnah-
men auf, was wiederum deren Planung und Umsetzung 
erschwerte. Die SMM in der Ukraine war unter dem 
Strich erfolglos (die Mitarbeiter:innen wurden 2022 
übereilt abgezogen). Dies lag aber nicht an den Fähig-
keiten und Instrumenten der OSZE, sondern am feh-
lenden Willen der teilnehmenden Staaten, die OSZE 
mit einem umfangreicheren Mandat auszustatten. Der 
OSZE fehlten Sanktionsmechanismen, die bei Verstö-
ßen gegen die Abmachungen des Waffenstillstandsab-
kommens greifen konnten. Letztlich konnte die SMM 
auch einige Ergebnisse vorweisen: Sie vermittelte soge-
nannte »windows of silence«, die zum Beispiel für die 
Reparatur kritischer Infrastruktur genutzt wurden und 

somit das Leben von Millionen Menschen auf beiden 
Seiten der Kontaktlinie erträglicher machten. Doch das 
Image der OSZE hat nachhaltig gelitten. Aufgrund der 
spezifischen Erfahrungen der Ukraine mit der Organisa-
tion herrscht dort eine weit verbreitete Skepsis gegenüber 
der OSZE. Russland wiederum betrachtet die OSZE 
heute als Instrument des »kollektiven Westens«, das 
aus Sicht des Kremls bei der Suche nach Lösungen für 
sicherheitspolitische Fragen ausgedient hat.

Was kann die OSZE noch leisten?
Die OSZE ist zwar grundsätzlich eine Dialogplattform. 
Sie ist jedoch machtlos, wenn sich teilnehmende Staa-
ten im Krieg miteinander befinden und mindestens ein 
Staat keinen politischen Willen zeigt, eine Lösung zu 
finden. Die OSZE ist keine autonome Einrichtung und 
kann nur auf der Grundlage einstimmiger Beschlüsse 
des Ständigen Rates handeln. Dieser ist das zentrale Ent-
scheidungsgremium der Organisation und setzt sich aus 
allen 57 Teilnehmerstaaten zusammen.

Eine langfristige Lösung für die derzeitige Konfron-
tation wird weder auf dem Schlachtfeld in der Ukraine 
noch bei bilateralen russisch-ukrainischen Gesprächen 
gefunden werden. Dafür wird es ernstgemeinte Ver-
handlungen zwischen Russland und der NATO über 
gegenseitige Bedrohungs- und Sicherheitswahrnehmun-
gen brauchen. Die Ukraine muss unbedingt Teil der 
Verhandlungen sein, denn es wird auch um ukraini-
sche Gebiete sowie um Reparationsansprüche und harte 
Sicherheitsgarantien gehen. Die OSZE kann hier ebenso 
wenig ausrichten wie die EU, die NATO oder andere 
Regionalakteure.

Ein Krisenmanager, wenn alle Stricke 
reißen
In der Literatur wird die OSZE gelegentlich als crisis 
manager of last resort bezeichnet. Sie tritt häufig dann 
in Aktion, wenn besser ausgestattete Akteure (wie die 
EU oder die NATO) keine Handhabe haben, nicht ein-
greifen können oder wollen. Auch wenn die Bemühun-
gen der Organisation in Krisen im postsowjetischen 
Raum nicht immer gleichermaßen erfolgreich waren, 
hatten euroatlantische bzw. eurasische Partner oft nur 
die Wahl zwischen Maßnahmen der OSZE oder gar 
keinen Maßnahmen (Fritch 2015). Daher kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass die OSZE aufgrund des 
Mangels an konsensfähigen Alternativen doch noch 
zum Zug kommt, obwohl die derzeit vorherrschende 
globale transaktionale Sicherheitspolitik mit ihren Blo-
ckaden keine gute Basis dafür darstellt. Die SMM unter 
dem damaligen Schweizer Vorsitz hat im Jahr 2014 
jedenfalls unter Beweis gestellt, dass die OSZE im Kon-
sensfall schnell einsatzbereit ist. In der Region wären 
weder die EU, das transatlantische NATO-Bündnis 
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noch die Vereinten Nationen unmittelbar fähig, Mis-
sionen zu entsenden.

Die OSZE könnte als Plattform genutzt werden, um 
übergeordnete politische Ergebnisse umzusetzen und 
abzustimmen. Sie verfügt über erprobte Instrumente, 
Methoden und Expertise, zum Beispiel bei der Bewa-
chung von entmilitarisierten Zonen, bei der humanitä-
ren Minenräumung sowie beim Umgang mit Lagerbe-
ständen konventioneller Munition (Geneva Centre for 
Security Policy 2025). Auch die Kontrolle von Klein- 
und Leichtwaffen ist eine wichtige Voraussetzung dafür, 
dass Nachkriegsgesellschaften in die Normalität zurück-
kehren können. Insbesondere in Südosteuropa verfügt 
die OSZE über jahrzehntelange Erfahrung in Fragen 
der Delimitierung/Demarkation von Grenzen.

Stand heute ist dieses Szenario nicht ausgeschlos-
sen, es bleibt aber wenig realistisch. Sowohl die USA als 

auch viele NATO-Staaten und auch Russland zeigen nur 
noch wenig Interesse an der OSZE. Im Dezember 2025 
machte die Trump-Administration die Weiterzahlung 
ihrer Pflichtbeiträge von weitreichenden Reformbemü-
hungen der OSZE abhängig. Neben einschneidenden 
Sparmaßnahmen fordern die USA, den Fokus wieder 
stärker auf die Kernthemen Frieden und Sicherheit zu 
legen und Russland einzubinden (United States Mission 
to the OSCE 2025). Sollte eine Übereinkunft zwischen 
den USA und Russland erzielt werden, der OSZE eine 
Rolle bei der Implementierung eines Waffenstillstan-
des oder der Einfrierung der Frontlinie zu übertragen, 
müsste sich die Organisation den Bedingungen dieser 
beiden Staaten unterwerfen. Als multilaterale Organisa-
tion wäre sie dann unter Umständen gezwungen, einige 
grundlegende Prinzipien ihrer Arbeit zu opfern.
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Zusammenfassung
Seit 2014 unterstützt die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) aktiv inner-
gesellschaftliche Dialogprozesse in der Ukraine. Diese Bemühungen umfassen die Förderung von Dialog 
als Instrument zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts sowie zur Unterstützung landesweiter Reformen 
in den von Kyjiw kontrollierten Gebieten, darunter Dezentralisierung, die Beteiligung von Bürger:innen an 
staatlichen Entscheidungsprozessen sowie die Lösung kommunaler Herausforderungen wie die (Re-)Inte-
gration von Binnenvertriebenen und Kriegsveteran:innen. Diese Analyse untersucht die Anstrengungen der 
OSZE, den innerukrainischen Dialog vor und nach Februar 2022 zu fördern. Der Beitrag der Organisation 
zur Aufrechterhaltung des sozialen Zusammenhalts durch innergesellschaftlichen Dialog sowie zur Professio-
nalisierung einer lokalen Community von ukrainischen Dialogpraktiker:innen wurde bislang unterschätzt. 
Angesichts des andauernden Krieges bleiben der Erhalt von Vertrauen innerhalb von lokalen Gemeinschaften 
und die Stärkung von Kommunikationskanälen zwischen den zentralstaatlichen Behörden und der Öffent-
lichkeit entscheidend für die gesellschaftliche Resilienz. Diese Maßnahmen werden in der Phase des Wie-
deraufbaus nach dem Krieg noch an Bedeutung gewinnen. Angesichts ihrer Erfahrungen und Erkenntnisse 
sollte die OSZE ihr Engagement in diesem Bereich ausweiten.

OSZE-Dialogarbeit in der Ukraine
Die Bedeutung der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) als Dialogvermitt-
lerin ist in Wissenschaft und Praxis ungeachtet ihrer 
aktuellen Krise weithin anerkannt (Hill 2023; Cupać 
2023). Ihr Beitrag geht jedoch über die Bereitstellung 
einer Plattform für hochrangige Diplomatie und Ver-
handlungen zwischen den Teilnehmerstaaten hinaus 
(Track 1). Die Organisation hat Multitrack-Dialogpro-
zesse zwischen und innerhalb der Teilnehmerstaaten 
unterstützt, einschließlich Track-2- und Track-3-Ini-
tiativen, an denen politische Entscheidungsträger:innen, 
Fachleute, zivilgesellschaftliche Gruppen (Track 2) und 
im Falle von Track-3-Initiativen auch Bürger:innen 
beteiligt sind (Staats et al. 2019). In dieser Analyse gehen 
wir auf den weniger bekannten Teil der OSZE-Arbeit 
anhand einer Fallstudie ihres Engagements im inner-
ukrainischen Dialog ein.

Nach der Annexion der Krym durch Russland und 
seiner verdeckten Intervention im Donbas im Jahr 2014 
entwickelte sich die OSZE zu einer zentralen internatio-
nalen Akteurin bei der Unterstützung des innergesell-
schaftlichen Dialogs in der Ukraine. Mit dieser Form 
des Dialogs sollten mögliche Spannungen im Verhält-
nis zwischen Staat und Gesellschaft sowie auf kommu-
naler Ebene, die aus dem bewaffneten Konflikt entstan-
den waren, abgemildert werden, ohne den Konflikt selbst 
unmittelbar zu behandeln. Bemerkenswert ist, dass 
weder Russland noch die Bevölkerung der von Kyjiw 

nicht kontrollierten Gebieten einbezogen wurden. Statt-
dessen umfasste der Prozess Dialoge zwischen ukraini-
schen Regierungsvertreter:innen (auf zentraler wie loka-
ler Ebene) und ukrainischen Bürger:innen in den von 
der ukrainischen Regierung kontrollierten Gebieten mit 
dem Ziel, den sozialen Zusammenhalt zu stärken und 
landesweite Reformprozesse zu unterstützen. Im Mit-
telpunkt der Diskussionen standen Dezentralisierung, 
Reformen im Gesundheits- und Bildungswesen, die 
Beteiligung der Bevölkerung an politischen Entschei-
dungsprozessen sowie die Bewältigung lokaler Heraus-
forderungen wie dem Wiederaufbau von Infrastruktur 
und der (Re-)Integration von Binnenvertriebenen und 
Kriegsveteran:innen.

Zwischen 2014 und 2022 nahmen innerukraini-
sche Dialogformate mit Unterstützung internationa-
ler Geldgeber und der ukrainischen Zivilgesellschaft 
stark zu. Diese Initiativen fielen auf fruchtbaren Boden 
und wurden von einer bereits etablierten professionel-
len Community lokaler Mediator:innen und Dialogbe-
gleiter:innen getragen (Kyselova 2017). Zwar war die 
OSZE nicht die einzige internationale Akteurin, die 
sich an diesen Bemühungen beteiligte, doch gehörte 
sie in Bezug auf die Anzahl der vor 2022 initiierten 
Dialoge zu den Vorreitern (Kyselova 2018). Die russi-
sche Vollinvasion der Ukraine im Februar 2022 mar-
kierte einen Wendepunkt und löste unter anderem eine 
schwere Identitätskrise der OSZE als Dialogplattform 
ihrer teilnehmenden Staaten aus. Doch wie hat der Krieg 
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die Unterstützung des innergesellschaftlichen Dialogs in 
der Ukraine durch die OSZE beeinflusst? Welche Leh-
ren hat die Organisation aus der Zeit vor der großange-
legten Invasion gezogen? Und welche Herausforderun-
gen stehen künftig bevor?

Erste Versuche der OSZE, den 
innerukrainischen Dialog zu fördern
Bereits in einer frühen Phase des Konflikts im Jahr 2014 
begann die OSZE, sich in der Ukraine für den innerge-
sellschaftlichen Dialog zu engagieren. Um eine weitere 
Eskalation der Gewalt im Osten des Landes zu verhin-
dern, bemühte sich der OSZE-Projektkoordinator in der 
Ukraine (PCU) im März 2014, einen Nationalen Dia-
log einzuberufen. Dieser sollte die Zentralregierung in 
Kyjiw, regionale Führungspersönlichkeiten aus Donezk 
und Luhansk sowie weitere Stakeholder:innen an einen 
Tisch bringen. Auch wenn diese Initiative letztlich schei-
terte, bildete sie eine wichtige Grundlage für spätere 
innerukrainische Dialogformate (Mirimanova 2016).

Gleichzeitig spielte eine weitere Entwicklung eine 
entscheidende Rolle bei der Etablierung der innergesell-
schaftlichen Dialogagenda der OSZE in der Ukraine. Im 
Mai 2014, als die Gewalt zwischen pro- und anti-Euro-
maidan-Demonstrierenden in Odesa eskalierte, traf sich 
Botschafter Vaidotas Verba, damals Leiter des Feldbü-
ros Odesa der OSZE-Sonderbeobachtungsmission, mit 
der Regionalen Mediationsgruppe Odesa (dem ältesten 
Mediationszentrum der Ukraine) und deren Leiterin 
Inna Tereschenko, um mögliche Ansätze zur Eindäm-
mung der Gewalt zu erörtern. Aus diesem Austausch 
ging die Unterstützung der OSZE für die erste landes-
weite Dialogkonferenz in der Ukraine im Dezember 
2014 sowie für weitere Dialogprojekte in Odesa hervor.

Das weitere Engagement der OSZE im inner-
ukrainischen Dialog geht auf diese frühen Initiativen 
zurück und wurde maßgeblich durch Verbas persönli-
ches Engagement für Dialogprozesse sowie durch eine 
selbstorganisierte Community professioneller Media-
tor:innen in der Ukraine geprägt. Nach seiner Ernen-
nung zum OSZE-Projektkoordinator in der Ukraine 
Ende 2014 setzte sich Verba dafür ein, nicht verausgabte 
Mittel aus dem Projekt »Nationaler Dialog« für inner-
gesellschaftliche Dialogformate umzuwidmen. Er ver-
stand diese als Instrument zur Stärkung des Vertrauens 
innerhalb der lokalen Gemeinschaften und zur Präven-
tion lokaler Gewaltausbrüche. Zudem baute Verba enge 
Beziehungen zu ukrainischen Dialogpraktiker:innen auf, 
darunter zur Nationalen Assoziation der Mediator:innen 
der Ukraine (NAMU), deren erste Präsidentin Diana 
Prozenko bereits vor 2014 mit dem PCU zusammen-
gearbeitet hatte. Der intensive Austausch mit lokalen 
Mediator:innen und Dialogmoderator:innen führte zu 
einer langfristigen Verankerung des Prinzips der lokalen 

Eigenverantwortung im innergesellschaftlichen Dialog 
und zur Institutionalisierung dialogorientierter Ansätze 
innerhalb des PCU. Infolgedessen wurde die Dialog-
förderung zwischen 2019 und 2021 zu einem strategi-
schen Ziel des PCU. Dialogische Ansätze wurden dabei 
in sämtliche PCU-Aktivitäten integriert. Das bedeutete, 
dass neben spezifischen Dialogprojekten dialogorien-
tierte Prinzipien dimensionsübergreifend in allen drei 
Arbeitsbereichen der OSZE (der menschlichen, der wirt-
schaftlich-ökologischen und der politisch-militärischen 
Dimension) verankert wurden (OSCE 2018).

Staat und Gesellschaft in Dialog bringen
Ab Ende 2014 griff das PCU die ursprüngliche Idee 
eines Nationalen Dialogs erneut auf, entwickelte sie 
weiter und gab ihr neue Impulse (Mirimanova 2016). 
Daraus entstand eine Reihe von Projekten, darunter 
National Dialogue for Reforms, Justice and Development 
(2015–2016), Dialogue for Reform and Social Cohe-
sion (2016–2018), Facilitating Dialogue on Reforms in 
Ukraine (2017–2020) sowie Enhancing Dialogue Capac-
ity for Reforms Implementation (2021). Ziel dieser Pro-
jekte war es, die nationalen Reformbemühungen, ein-
schließlich der Dezentralisierung, zu unterstützen, eine 
verantwortungsvollere Regierungsführung sowie kon-
struktive Konfliktbearbeitungsprozesse zu fördern und 
das gegenseitige Verständnis zwischen den unterschied-
lichen Gemeinschaften und Regionen der Ukraine zu 
stärken (sozialer Zusammenhalt). Auf diese Weise soll-
ten Konfliktprävention und nachhaltiger Frieden geför-
dert werden (Mirimanova 2016).

Zwischen 2016 und 2017 konzentrierte sich das 
PCU darauf, die Zentralregierung durch eine Reihe 
von »Foren« mit regionalen und lokalen Behörden sowie 
mit der Bevölkerung vor Ort zu vernetzen. Angesichts 
begrenzter Ressourcen lag der Schwerpunkt auf jenen 
vom Konflikt betroffenen Gebiete in der Ostukraine, 
die von der ukrainischen Regierung kontrolliert wurden. 
Diese Foren ermöglichten es Regierungsvertreter:innen 
aus Kyjiw, direkt mit lokalen Amtsträger:innen und 
Bürger:innen in Kramatorsk, Lyssytschansk, Mariupol, 
Sjewjerodonezk und weiteren Orten in den Austausch 
zu treten. Ziel war es, konkrete Herausforderungen 
vor Ort zu erörtern, darunter die Wasser- und Ener-
gieversorgung, Umweltschutz, Minenräumung, zivil-
militärische Beziehungen sowie die Unterstützung von 
Binnenvertriebenen.

Bei der Konzeption dieser Foren stützte sich das 
PCU auf ukrainische Dialogpraktiker:innen, die als 
Moderator:innen sowie als Ko-Organisator:innen die-
ser Formate fungierten. Dank dieser Partnerschaft war 
es möglich, lokale Akteure in die Themensetzung einzu-
binden. In vorbereitenden Treffen mit potenziellen Teil-
nehmenden identifizierten die Dialogmoderator:innen 
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jene lokalen Anliegen, die gegenüber Vertreter:innen der 
Zentralregierung zur Sprache gebracht werden sollten. 
Das PCU stellte sicher, dass für die Koordinierung die-
ser lokal entwickelten Initiativen ausreichend Zeit und 
Ressourcen zur Verfügung standen. Zugleich gestal-
tete die aktive Einbindung ukrainischer Dialogprak-
tiker:innen die Foren deutlich interaktiver. Sie hoben 
sich damit merklich von den bisherigen Formaten ab, in 
denen der Staat meistens von oben herab mit den loka-
len Gemeinschaften kommunizierte.

Natürlich konnten nicht alle komplexen Anliegen 
der lokalen Bevölkerung innerhalb weniger Tage bei 
solchen Dialogforen gelöst werden. Auch erwies es sich 
als schwierig, die Aufmerksamkeit der Zentralregierung 
dauerhaft zu sichern und Vertreter:innen aus Kyjiw zu 
Reisen in abgelegene Gebiete im Osten, in denen die 
Foren häufig stattfanden, zu bewegen. Ab 2018 ging 
das PCU deswegen zu einem stärker bedarfsorientier-
ten Ansatz über: Dialogveranstaltungen wurden nun 
auf Anfrage staatlicher Stellen organisiert, wobei ukrai-
nische Dialogpraktiker:innen weiterhin maßgeblich an 
Konzeption und Moderation beteiligt waren.

Trotz einiger Schwierigkeiten zeigten die Foren, dass 
ein konstruktiver Austausch zwischen Vertreter:innen 
der Zentralregierung und vom Konflikt betroffenen 
Kommunen vor Ort sowohl möglich als auch notwendig 
ist, was weitere Dialoganfragen nach sich zog. Zudem 
brachten diese Dialoge konkrete Ergebnisse hervor. Vor 
2022 organisierte das PCU unter anderem auf Anfrage 
des damaligen Ministeriums für die Reintegration der 
vorübergehend besetzten Gebiete, des Finanzministeri-
ums sowie des Ministeriums für Bildung und Wissen-
schaft mehrere Dialogformate. Diese brachten lokale 
Behörden, zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Wirtschaftsvertreter:innen zusammen. In einem Fall 
ging es um ein kommunales Programm zur sozialen 
Unterstützung von Kriegsveteran:innen und ihren Fami-
lien. Als unmittelbares Ergebnis vereinbarten zivilgesell-
schaftliche Organisationen und eine lokale Verwaltungs-
stelle, künftig regelmäßig Daten zu Veteranenfamilien 
auszutauschen und mit der Planung eines Denkmals für 
gefallene Soldat:innen zu beginnen. Ein weiterer Dia-
log im Rahmen öffentlicher Konsultationen zu einem 
Gesetzentwurf des Finanzministeriums ermöglichte es 
Vertreter:innen aus Zivilgesellschaft und Wirtschaft, 
konkrete Empfehlungen einzubringen, die anschließend 
in die Gesetzgebung aufgenommen wurden (Mirima-
nova 2016). Schließlich führte ein längerfristiger Dia-
logprozess zum Unterricht in Schulen in Minderhei-
tensprachen (insbesondere Ungarisch und Rumänisch) 
in Gemeinden im Westen und Süden der Ukraine das 
Bildungsministerium, lokale Bildungsbehörden, Schu-
len und zivilgesellschaftliche Akteure zusammen. Dies 
trug zu Anpassungen bei der Umsetzung des Bildungs-

gesetzes bei, reduzierte interethnische Spannungen vor 
Ort und etablierte dauerhafte Kommunikationskanäle 
zwischen den beteiligten Akteuren (Institut für Frieden 
und gegenseitiges Verständnis 2018).

Zusätzlich führten die vom PCU und ukrainischen 
Moderator:innen einberufenen Dialoge zu weiteren 
bedeutsamen Ergebnissen: Dazu zählen die persönli-
che Entwicklung der Teilnehmenden sowie eine größere 
Offenheit staatlicher Institutionen für die Zusammen-
arbeit mit der Zivilgesellschaft. Die Foren und weite-
ren Dialogformate stärkten den innergesellschaftlichen 
Dialog als Instrument zum Vertrauensaufbau zwischen 
verschiedenen Verwaltungsebenen und zur Bearbeitung 
sozialer Spannungen in den Regionen. Am wichtigsten 
ist jedoch, dass der innergesellschaftliche Dialog in die 
operative Agenda zentraler ukrainischer Regierungsstel-
len integriert wurde.

Professionalisierung lokaler 
Dialogpraktiker:innen fördern
Die Einberufung von Dialogen ging einher mit einem 
weiteren wesentlichen Aspekt des dialogbezogenen 
Engagements des PCU: der Professionalisierung der 
ukrainischen Community von Dialogmoderator:innen 
sowie der Förderung lokaler Eigenverantwortung. Letz-
tere stand im Zentrum der PCU-Arbeit, ihr war jedoch 
zugleich engen Grenzen gesetzt. Laut Mandat durfte 
das PCU in der Ukraine nur drei internationale Mitar-
beitende einsetzen: eine Missionsleitung, eine Stellver-
tretung und eine Finanzbeauftragte. Folglich bestand 
das PCU-Team überwiegend aus lokalen ukrainischen 
Führungskräften, Fachleuten und Verwaltungsperso-
nal. Dies ermöglichte nicht nur ein tiefgehendes Ver-
ständnis der lokalen Gegebenheiten, sondern erleich-
terte auch den schnellen Aufbau enger Beziehungen zu 
ukrainischen Partnern, darunter lokale Mediator:innen 
sowie Dialogmoderator:innen.

Das OSZE-PCU erwies sich als flexibel und an den 
Bedürfnissen der lokalen Dialogcommunity orientiert. 
Auf deren Wunsch erleichterte das PCU den Zugang 
zu internationalem Fachwissen, indem es renommierte 
ausländische Trainer:innen einbezog und Schulungen, 
Mentoring-Programme sowie Austausche mit interna-
tionalen Kolleg:innen organisierte. Dieser Wissensaus-
tausch ermöglichte es den ukrainischen Dialogprakti-
ker:innen, internationale Ansätze aufzugreifen und eine 
Methodik für Dialoginterventionen sowohl auf lokaler 
Ebene als auch auf Regierungsebene zu entwickeln, die 
speziell auf den ukrainischen Kontext zugeschnitten war.

Die NAMU, eine landesweite ukrainische Nichtre-
gierungsorganisation, die die Interessen lokaler Media-
tor:innen sowie Dialogmoderator:innen vertritt, wurde 
zu einer langjährigen Partnerin der Dialoginitiativen des 
PCU. Durch das NAMU vertretene Mediator:innen 
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und Dialogmoderator:innen waren vor allem in Dialo-
gen auf lokaler Ebene aktiv. Sie vermittelten zwischen 
der lokalen Bevölkerung und der ukrainischen Regie-
rung und trugen dazu bei, Spannungen sowohl zwischen 
Bevölkerung und Regierung als auch innerhalb staatli-
cher Institutionen abzubauen. Ab 2015 finanzierte das 
PCU von der NAMU organisierte jährliche Konferen-
zen für ukrainische Dialogpraktiker:innen, die als Platt-
form für fachlichen Austausch und berufliche Weiter-
entwicklung dienten. Zudem unterstützte das PCU die 
Einrichtung des ersten ukrainischen Online-Kurses zu 
Dialogkompetenzen, der Praktiker:innen verschiedener 
Ansätze zusammenbrachte, um diese zu einer kohären-
ten Methodik zu vereinheitlichen. Aufbauend auf die-
sen methodischen Grundlagen wurden seit 2017 wei-
tere Online- und Präsenzkurse für Dialog entwickelt 
und eingeführt (OSCE 2020).

Das OSZE-PCU war die erste internationale Akteu-
rin in der Ukraine, die lokale Dialogpraktiker:innen 
nicht nur als Moderator:innen einbezog, sondern auch in 
die vorläufige Konfliktanalyse, Prozessgestaltung, Vor-
bereitung der Teilnehmenden, Nachbereitung von Dia-
logen sowie in die Evaluation der Dialoge. Sie erkannte 
zudem erstmals, dass lokale Moderator:innen ein umfas-
sendes Leistungsspektrum anbieten konnten, das zuvor 
internationalen Berater:innen für Dialog und Media-
tion vorbehalten war. Dies stärkte die Etablierung der 
Dialogmoderation als professionelles Arbeitsfeld in der 
Ukraine. Um diese entstehende professionelle Identität 
zu fördern, griffen ukrainische Dialogpraktiker:innen 
2017 auf ihre Verbindungen zum PCU zurück, als Bot-
schafter Vaidotas Verba in einem führenden nationalen 
Medium einen Artikel mit dem Titel »Why You Need 
a Professional Facilitation for a Productive Dialogue« ver-
öffentlichte (Verba 2017). Der Artikel diente als Anstoß 
zur Professionalisierung des Dialogs und steigerte die 
Anerkennung ukrainischer Dialogpraktiker:innen in 
anderen Fachgemeinschaften innerhalb der ukraini-
schen Zivilgesellschaft.

Das OSZE-PCU reagierte ebenfalls positiv auf Wün-
sche der lokalen Dialogfachgemeinschaft nach Unter-
stützung bei der Entwicklung eigener Normen für die 
Durchführung und Finanzierung innergesellschaftli-
cher Dialoge in der Ukraine. Im Jahr 2018 erarbeitete 
eine Gruppe ukrainischer Dialogpraktiker:innen unter 
der Leitung des Institute for Peace and Common Ground 
ein Dokument mit dem Titel »Dialogue Standards: Defi-
nition and Principles«. Dieses Dokument war eine Ant-
wort aus der ukrainischen Fachgemeinschaft heraus auf 
die Vielzahl von Dialogkonzepten und -ansätzen, die 
in den Vorjahren von internationalen Gebern in die 
Ukraine gebracht worden waren. Das Dokument for-
mulierte eine gemeinsame Vorstellung davon, wie Dia-
loginitiativen ausgestaltet sein sollten sowie einen Satz 

von Prinzipien für diejenigen, die innergesellschaftliche 
Dialogprojekte in der Ukraine umsetzen oder finanzie-
ren (Kyselova und Axyonova 2025). Später unterstützte 
das PCU erneut eine lokal initiierte Initiative zur Ent-
wicklung einer kontextspezifischen Methodik zur Eva-
luierung der Wirkung innergesellschaftlicher Dialoge. 
Dieses Projekt wurde auch nach der großangelegten 
Invasion fortgesetzt (Kyselova und Nadeau 2022).

Dialogkompetenzen staatlicher 
Institutionen entwickeln
Aufgrund seines Mandats war die ukrainische Regie-
rung der wichtigste Partner und zugleich Hauptnut-
zer des PCU, auch im Bereich des innergesellschaft-
lichen Dialogs. Ab 2015 begann das PCU damit, die 
Dialogkompetenzen staatlicher Institutionen zu stärken 
und arbeitete unter anderem mit dem Ministerium für 
die Reintegration der vorübergehend besetzten Gebiete 
sowie den Ministerien für Infrastruktur, für Gemeinden 
und territoriale Entwicklung, für Gesundheit, Finanzen, 
Wirtschaft sowie für Bildung und Wissenschaft zusam-
men. Die nachhaltigsten Partnerschaften unterhielt das 
PCU mit dem Reforms Delivery Office des Ministerkabi-
netts der Ukraine sowie mit der Nationalen Agentur der 
Ukraine für den öffentlichen Dienst. Wie bei der Profes-
sionalisierung der lokalen Dialogcommunity waren per-
sönliche Beziehungen entscheidend für die Konzeption 
und Umsetzung von Programmen zum Aufbau von Dia-
logkompetenzen innerhalb staatlicher Einrichtungen.

Der Aufbau von Dialogkompetenzen innerhalb 
staatlicher Behörden sollte interne Spannungen, etwa 
zwischen verschiedenen Abteilungen, abbauen und die 
Nutzung dialogischer sowie partizipativer Ansätze im 
Umgang mit Bürger:innen fördern. Im Mittelpunkt 
stand dabei die Institutionalisierung dialogischer Prakti-
ken innerhalb staatlicher Einrichtungen sowie die Inte-
gration dialogzentrierter Ansätze in Entscheidungs-
prozesse, um eine Kultur des Dialogs innerhalb der 
Regierungsstrukturen zu verankern.

Angesichts des sowjetischen Erbes der ukrainischen 
Staatsverwaltung stellte die Förderung einer innovativen 
Dialogkultur in diesen Institutionen eine große Heraus-
forderung dar. Die Partnerschaften zwischen dem PCU 
und staatlichen Behörden begannen häufig mit einfüh-
renden Schulungen zu Dialogkompetenzen für Regie-
rungsmitarbeitende. Zwischen 2015 und 2021 absolvier-
ten mehr als 7.000 Beschäftigte zentraler und regionaler 
Behörden sowie kommunaler Selbstverwaltungseinrich-
tungen diese Trainings. Etwa 1.000 Teilnehmende wur-
den über das Online-System der Nationalen Agentur für 
den öffentlichen Dienst für kontinuierliche Weiterbil-
dung rekrutiert, in dem ein Online-Kurs zu Dialogkom-
petenzen als Bestandteil der beruflichen Entwicklung 
von Beamt:innen angeboten wurde. Weitere Teilneh-
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mende aus staatlichen Behörden wurden von den jewei-
ligen Behörden ausgewählt, die die Schulungen beim 
OSZE-PCU angefragt hatten. Unsere Interviews erga-
ben, dass diese Trainings zur Entstehung von »Dialog-
Champions« auf mittlerer Ebene innerhalb der Behör-
den führten. Mitarbeitende begannen nach Abschluss 
ihrer Schulung damit, neue Ansätze in Kommunikation 
und Konfliktlösung innerhalb ihrer jeweiligen Institu-
tionen zu fördern.

Am wichtigsten ist, dass das OSZE-PCU Initia-
tiven zur Einrichtung eines Konfliktmanagementsys-
tems im ukrainischen öffentlichen Dienst einleitete. Die-
ses System unterstützte lokale Dialogpraktiker:innen 
dabei, interne Konflikte innerhalb staatlicher Behör-
den zu erforschen, internationale Erfahrungen in der 
Konfliktlösung innerhalb von Behörden zu analysieren 
und Empfehlungen zur Beilegung von Streitigkeiten in 
lokalen und zentralen Behörden zu entwickeln (OSCE 
PCU 2021). Als greifbares Ergebnis wurden diese Emp-
fehlungen von der Nationalen Agentur für den öffentli-
chen Dienst per Erlass anerkannt (NADS 2022).

Entwicklungen nach 2022
Die großangelegte Invasion Russlands in die Ukraine im 
Februar 2022 markierte einen Wendepunkt mit weit-
reichenden Folgen nicht nur für die Ukraine, sondern 
auch für die OSZE. Als Organisation, die in ihren zen-
tralen Entscheidungsorganen auf Konsens unter den 
Teilnehmerstaaten angewiesen ist, war die Reaktions-
fähigkeit der OSZE auf den Kriegsbeginn durch das 
Veto Russlands und die Blockade aller Ukraine-bezo-
genen Beschlüsse stark eingeschränkt. Infolgedessen 
konnte der Ständige Rat der OSZE das Mandat des PCU 
nicht über den 30. Juni 2022 hinaus verlängern, sodass 
die Mission ihre Arbeit einstellen musste. Eine alterna-
tive Möglichkeit, einige der bisherigen PCU-Aktivitä-
ten fortzuführen, entstand jedoch mit der Einrichtung 
des OSZE-Sekretariatsprogramms für außerbudgetäre 
Unterstützung der Ukraine (SPU). Im Gegensatz zum 
PCU benötigte das SPU nicht die Zustimmung aller 
OSZE-Teilnehmerstaaten, da es direkt auf finanzielle 
Mittel einzelner Staaten sowie der Europäischen Union 
zurückgreifen konnte. Das SPU wurde offiziell am 1. 
November 2022 eingerichtet, um sowohl dringende 
Herausforderungen durch den großangelegten Krieg 
zu bewältigen als auch die langfristige demokratische 
Resilienz ukrainischer staatlicher Institutionen und der 
Zivilgesellschaft zu stärken (OSCE o.J.).

Der Übergang vom PCU zum SPU verlief alles 
andere als reibungslos. Dies zeigte sich besonders bei 
den Schwierigkeiten rund um die Unterzeichnung einer 
neuen Absichtserklärung zwischen der ukrainischen 
Regierung und der OSZE. Dieser Prozess geriet letztlich 
ins Stocken, sodass das Memorandum von 1999 weiter-

hin seine Geltung behielt (OSCE 1999). Nach Februar 
2022 mussten PCU-Projekte, die vor der großangeleg-
ten Invasion Russlands geplant worden waren, vom SPU 
neu gestaltet und sowohl vom OSZE-Sekretariat als 
auch von der ukrainischen Regierung genehmigt werden, 
bevor sie umgesetzt werden konnten. Dies betraf auch 
das Engagement der OSZE im innergesellschaftlichen 
Dialog. Infolgedessen wurde ein für 2022 ursprünglich 
vorgesehenes Dialogprojekt erst im September 2023 vom 
ukrainischen Außenministerium genehmigt, sodass die 
tatsächliche Umsetzung durch das SPU auf 2024 ver-
schoben wurde.

Die gescheiterten Minsker Abkommen, die einen 
großangelegten Krieg verhindern sollten, und die Blo-
ckaden im Ständigen Rat der OSZE bedeuteten eine wei-
tere große Herausforderung für die Organisation. Die 
ukrainische Regierung und Gesellschaft verloren voll-
ständig das Vertrauen in die Organisation als hochran-
gige diplomatische Vermittlungsplattform. Die konti-
nuierliche Arbeit des PCU im innergesellschaftlichen 
Dialog in den Jahren vor der großangelegten Invasion, 
sein langfristiges Engagement für die Förderung einer 
Dialogkultur in der Ukraine sowie die Orientierung 
am Prinzip der lokalen Eigenverantwortung milderten 
jedoch das negative Image der OSZE bei ukrainischen 
Akteur:innen, die zuvor mit dem PCU zusammengear-
beitet hatten. Trotz gestiegener Arbeitsbelastung und 
der Festlegung neuer Prioritäten nach Februar 2022 
setzten langjährige PCU-Partner:innen ihre Koopera-
tion mit dem neu eingerichteten SPU fort. Dazu gehör-
ten das Sekretariat des Ministerkabinetts der Ukraine, 
das Reforms Delivery Office, die Nationale Agentur der 
Ukraine für den öffentlichen Dienst und deren Higher 
School of Public Governance sowie die NAMU. Diese 
Kontinuität ermöglichte es dem SPU, die dialogbezo-
gene Arbeit in der Zeit nach 2022 fortzuführen und auf 
den früheren Initiativen des PCU aufzubauen.

Aktuell liegt der Schwerpunkt der Arbeit der SPU 
im Bereich des innergesellschaftlichen Dialogs auf der 
Schulung von Beamt:innen im Konfliktmanagement. 
Die Schulung baut dabei auf den zuvor von ukraini-
schen Dialogpraktiker:innen entwickelten Empfehlun-
gen auf. Darüber hinaus arbeitet das SPU daran, die 
Kompetenzen lokaler Mediator:innen sowie Dialogmo-
derator:innen zu stärken, damit sie in einem vom Krieg 
betroffenen Umfeld sinnvoll agieren können, und eine 
Methodik zur Bewertung der Wirksamkeit moderierter 
innergesellschaftlicher Dialoge zu entwickeln. Seit der 
großangelegten Invasion Russlands 2022 sind ukraini-
sche Dialogpraktiker:innen weiterhin aktiv, passen ihre 
Methoden an und integrieren dabei Ansätze zur psy-
chischen Gesundheit und psychosozialen Unterstützung 
in das gemeinschaftsbasierte Konfliktmanagement. Sie 
setzen Dialoge auf kommunaler Ebene fort und mode-
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rieren diese, ebenso wie auf und zwischen institutionel-
ler Ebene, etwa im Ministerium für Bildung und im 
Reforms Delivery Office.

Erkenntnisse und Ausblick
Rückblickend auf ein Jahrzehnt Engagement im inner-
ukrainischen Dialog zeigt die OSZE eine bemer-
kenswerte Fähigkeit, aus Misserfolgen zu lernen und 
sich schnell an neue und besonders herausfordernde 
Umstände anzupassen, einschließlich der großange-
legten Invasion Russlands. Trotz der Einschränkun-
gen ihres Mandats hat das PCU seinen Zweck darin 
gefunden, eine Dialogkultur und sozialen Zusammen-
halt in der Ukraine zu fördern. Zudem gelang es, den 
Herausforderungen bürokratischer Trägheit, finanziell 
beschränkter Mittel und einer geringen Anzahl interna-
tionaler Mitarbeitender vor Ort zu begegnen, indem es 
auf lokale Eigenverantwortung setzte und ukrainische 
Mediator:innen und Dialogmoderator:innen als gleich-
berechtigte Partner:innen in die Umsetzung innerukrai-
nischer Dialogprojekte einbezog.

Obwohl viele Akteure den innergesellschaftlichen 
Dialog in der Ukraine unterstützt haben, hat das OSZE-
PCU zwei spezifische Schwerpunkte in diesem Bereich 
gesetzt: (1) die Stärkung der professionellen Commu-
nity ukrainischer Dialogmoderator:innen sowie (2) der 
Aufbau von Dialogkompetenzen im öffentlichen Dienst. 
Diese Maßnahmen haben die Grundlage für zukünftige 
innergesellschaftliche Dialoge zu einer Vielzahl von The-
men geschaffen, sei es zur Reintegration von Geflüch-
teten, zur Minenräumung oder zu Regierungsreformen. 

Unabhängig davon, welche inhaltlichen Prioritäten die 
OSZE und die ukrainische Regierung in den kommen-
den Jahren setzen, stehen nun etablierte Methodiken, 
professionelle Dialogmoderator:innen sowie geschulte 
Beamt:innen bereit, um Aufgaben zu übernehmen.

Wie das fortgesetzte Engagement des SPU und der 
lokalen Dialogmoderator:innen zeigt, bleibt der inner-
ukrainische Dialog im Kontext des großangelegten Krie-
ges nach wie vor von zentraler Bedeutung. Dialogba-
sierte Ansätze zur Abmilderung möglicher Spannungen 
in den Beziehungen zwischen Staat und Gesellschaft 
sowie auf Gemeinschaftsebene werden auch lange nach 
der aktiven Kriegsphase weiterhin relevant sein. Die 
Rückkehr und Reintegration von Kriegsveteran:innen, 
Binnenvertriebenen und aus dem Ausland zurückkeh-
renden Geflüchteten birgt das Potenzial für Konflikte 
innerhalb der Gemeinden. Gleichzeitig kann Misskom-
munikation zwischen staatlichen Behörden und loka-
len Gemeinschaften innergesellschaftliche Unzufrie-
denheit verstärken. Den Zusammenhalt innerhalb der 
Gemeinschaften zu erhalten und effektive Kommuni-
kationskanäle zwischen zentralen Regierungsbehörden 
und der Bevölkerung, insbesondere in den am stärksten 
zerstörten, abgelegenen Regionen, sicherzustellen, wird 
entscheidend für den Wiederaufbau und Reformpro-
zesse nach dem Krieg sein. Angesichts dieser Herausfor-
derungen wäre es für die OSZE ratsam, ihre Arbeit im 
Bereich des innergesellschaftlichen Dialogs fortzuset-
zen und auszubauen, gestützt auf ihre bisherigen Erfolge 
und gewonnenen Erkenntnisse.

Anmerkung: Originalveröffentlichung in englischer Sprache: Vera Axyonova und Tetiana Kyselova, »Beyond High-Level 
Diplomacy: The OSCE and Intra-Societal Dialogue in Ukraine«, in: OSCE Insights, hrsg. von Cornelius Friesendorf und 
Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 2025), https://doi.org/10.5771/9783748945857-06.

Der Beitrag von Tetiana Kyselova für diese Publikation erfolgte im Rahmen des von der EU geförderten Projekts Marie 
Skłodowska-Curie for Ukraine.
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1.	 Chronologie der Verhandlungen und Vermittlungsbemühungen in 
Russlands Krieg gegen die Ukraine (Februar 2022 bis Februar 2026)

Diese Zeitleiste bietet eine chronologische Übersicht der wesentlichen diplomatischen Meilensteine, Friedensinitia-
tiven und Vermittlungsversuche zur Beilegung des Krieges Russlands gegen die Ukraine im Zeitraum von 2022 bis 
2026. Die Chronologie verdeutlicht, wie sich der Fokus von anfänglichen direkten bilateralen Gesprächen über inter-
nationale Friedensgipfel zu einem komplexen trilateralen Vermittlungsprozess verschoben hat.

Wichtige Etappen:
2022 – Gescheiterte Frühphase: Unmittelbar nach Beginn der Invasion fanden erste direkte Gespräche statt, unter 
anderem an der belarusischen Grenze und in der Türkei. Diese blieben jedoch ohne durchgreifenden Erfolg. Im wei-
teren Jahresverlauf verhärteten sich die Fronten und direkte Verhandlungen kamen zum Erliegen.
2023 bis Mitte 2024 – Internationale Friedensinitiativen: Während direkte Gespräche ausblieben, brachten externe 
Akteure wie China und afrikanische Staaten eigene Vermittlungsangebote ein. Parallel dazu fokussierte sich die Ukraine 
auf die Etablierung ihrer eigenen 10-Punkte-Friedensformel. Dies kulminierte Mitte 2024 in einem großen Friedens-
gipfel in der Schweiz, an dem Russland allerdings nicht teilnahm.
2025 – Wachsender Druck und US-Vermittlung: Mit dem Amtsantritt von Donald Trump intensivierten die USA ihre 
Bemühungen, ein Ende des Krieges durch Verhandlungen und Druck auf die Ukraine zu erzwingen, massiv. Dies führte 
zu einer Reihe hochrangiger und teils sehr angespannter Verhandlungen, in deren Folge ein 28-Punkte-Friedensplan 
entworfen wurde. Parallel dazu bildeten europäische Staaten eine »Koalition der Willigen«, um künftige Sicherheits-
garantien für die Ukraine abzusichern und europäische Truppen für eine mögliche Nachkriegsordnung bereitzustellen.
2026 – Trilaterale Verhandlungen: Die diplomatischen Bemühungen mündeten schließlich in beispiellose trilaterale 
Gespräche zwischen den USA, Russland und der Ukraine, unter anderem in Abu Dhabi und Genf. Im Zentrum die-
ser Gespräche standen offene territoriale Fragen und Sicherheitsgarantien. Mit dem Angriff der USA auf den Iran im 
März kamen die Verhandlungen jedoch zum Erliegen.

2022: Erste Gespräche und gescheiterte Verhandlungen
•	 27. Februar 2022: Präsident Selenskyj erklärt die Bereitschaft der Ukraine zu Friedensgesprächen, lehnt jedoch 

Belarus als Austragungsort ab und bezeichnet das Land als Aufmarschgebiet für die Invasion.
•	 28. Februar 2022: Die erste Runde der ukrainisch-russischen Gespräche endet ohne unmittelbare Einigung.
•	 3. März 2022: In einer zweiten Gesprächsrunde einigen sich Russland und die Ukraine auf die Einrichtung huma-

nitärer Korridore.
•	 7. März 2022: Eine dritte Gesprächsrunde endet mit einigen positiven Signalen bezüglich der Logistik für huma-

nitäre Korridore, jedoch ohne Durchbruch.
•	 10. März 2022: Die Außenminister Russlands und der Ukraine (Sergej Lawrow und Dmytro Kuleba) treffen sich 

in der Türkei. Die ukrainische Seite signalisiert Bereitschaft für eine Alternative zur NATO-Mitgliedschaft, sofern 
Sicherheits- und Wirtschaftsgarantien gewährt werden.

•	 16. März 2022: Ein Friedensabkommen, bei dem die Ukraine im Gegenzug für einen russischen Rückzug und 
Sicherheitsgarantien einen »neutralen Status« annimmt, rückt näher. Lawrow erklärt, die Seiten stünden kurz vor 
einer Einigung.

•	 27. März 2022: Selenskyj bestätigt, dass die Ukraine bereit ist, im Rahmen eines Friedensabkommens über einen 
neutralen Status zu diskutieren, vorausgesetzt, dieser wird von Dritten garantiert und in einem Referendum zur 
Abstimmung gestellt.

•	 27. Mai 2022: Russland macht die Ukraine für den Stillstand der Friedensgespräche verantwortlich und behaup-
tet, Selenskyj mache »ständig widersprüchliche Aussagen«.

2023: Interventionen von Vermittlern und Friedensformeln
•	 24. Februar 2023: Am ersten Jahrestag der Invasion veröffentlicht China ein 12-Punkte-Positionspapier, in dem es 

seinen Standpunkt darlegt, sich als neutrale Partei präsentiert und zu Friedensverhandlungen aufruft.
•	 1. März 2023: Der chinesische Präsident Xi Jinping und der belarusische Präsident Aljaksandr Lukaschenka for-

dern in einer gemeinsamen Erklärung einen Waffenstillstand und eine politische Lösung.
•	 26. April 2023: Nach seinem ersten Telefonat mit Selenskyj kündigt Xi Jinping an, dass China eine Delegation in 

die Ukraine entsenden wird, um Gespräche zur Lösung des Konflikts zu führen.
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•	 16.–17. Juni 2023: Sieben afrikanische Staats- und Regierungschefs besuchen die Ukraine und Russland auf einer 
selbsternannten »Friedensmission«. Das Treffen mit Putin endet jedoch ohne sichtbare Fortschritte.

•	 28. Oktober 2023: Eine dritte Runde der von der Ukraine unterstützten Friedensgespräche wird in Malta mit über 
50 Ländern eröffnet, um Selenskyjs 10-Punkte-Friedensformel zu diskutieren.

2024: Der Ukraine-Friedensgipfel
•	 15.–16. Juni 2024: Rund 100 Länder nehmen an einem zweitägigen Ukraine-Friedensgipfel in der Schweiz teil. 

Russland ist nicht eingeladen und China entsendet keinen Vertreter. 83 Länder unterstützen das gemeinsame 
Kommuniqué.

•	 15. Juli 2024: Selenskyj kündigt an, bis November einen Friedensplan fertigstellen und einen zweiten internatio-
nalen Gipfel ausrichten zu wollen, an dem auch russische Vertreter teilnehmen sollten.

•	 6. August 2024: Die Ukraine startet eine Offensive auf russisches Territorium (Gebiet Kursk); ein Berater Selen-
skyjs deutet an, das Ziel sei es, Russland an den Verhandlungstisch zu bringen.

2025: US/Trump-Vermittlung und Wiederaufnahme direkter Gespräche
•	 12. Februar 2025: Die Präsidenten Trump und Putin führen ein Telefonat und vereinbaren, Verhandlungen zur 

Beendigung des Krieges aufzunehmen. Trump ruft darauf Selenskyj an.
•	 14. Februar 2025: Selenskyj erklärt, er habe Trump mitgeteilt, dass er zu bedingungslosen Gesprächen bereit sei. 

Seine rote Linie sei jedoch die Weigerung, besetztes Gebiet als russisch anzuerkennen.
•	 17.–18. Februar 2025: US-amerikanische und russische Delegationen treffen sich in Saudi-Arabien und vereinba-

ren, Möglichkeiten zur Beendigung des Krieges auszuloten. Selenskyj lehnt Gespräche ab, die »hinter dem Rücken 
der Ukraine« geführt werden.

•	 27. Februar 2025: Keir Starmer besucht Trump; Trump sagt, ein Friedensabkommen werde »ziemlich bald oder 
gar nicht« bekannt gegeben.

•	 28. Februar 2025: Selenskyj besucht Trump im Weißen Haus. Die beiden geraten während eines im Fernsehen 
übertragenen Treffens aneinander, und eine geplante Pressekonferenz wird abgesagt.

•	 2. März 2025: Im Anschluss an ein Gipfeltreffen von 18 Staats- und Regierungschefs in London kündigt der bri-
tische Premierminister Starmer einen Vier-Punkte-Plan zur Beendigung des Krieges und eine Friedenstruppe der 
»Koalition der Willigen« an.

•	 11. März 2025: Nach Gesprächen in Saudi-Arabien veröffentlichen die USA und die Ukraine eine Erklärung, in 
der sie einen von den USA vorgeschlagenen dreißigtägigen Waffenstillstand unterstützen.

•	 18. März 2025: Trump und Putin besprechen telefonisch einen Waffenstillstand. Putin willigt ein, Angriffe auf 
Energieanlagen vorübergehend einzustellen, und beide verpflichten sich, über einen maritimen Waffenstillstand 
im Schwarzen Meer zu verhandeln.

•	 24. März 2025: US-amerikanische und russische Unterhändler führen in Riad zwölfstündige Gespräche. Ein Waffen-
stillstand für das Schwarze Meer wird erreicht, der Kreml knüpft diesen jedoch an die Aufhebung von Sanktionen.

•	 17. April 2025: Der französische Präsident Macron ist Gastgeber von Waffenstillstandsgesprächen mit hochrangi-
gen Vertretern aus den USA, Europa und der Ukraine.

•	 16. Mai 2025: Delegationen aus Russland und der Ukraine treffen sich in Istanbul zu ihren ersten direkten Gesprä-
chen seit März 2022. Dies führt lediglich zu einem Gefangenenaustausch. Eine zweite Runde findet am 2. Juni 
2025 ohne größeren Durchbruch statt.

•	 15. August 2025: Trump und Putin treffen sich persönlich in Alaska, um eine Lösung zu besprechen. Es bleiben 
jedoch erhebliche Differenzen bestehen.

•	 18. August 2025: Trump führt im Weißen Haus bilaterale Gespräche mit Selenskyj sowie anderen europäischen 
Staats- und Regierungschefs.

•	 19. November 2025: Ein neuer, von den USA und Russland erarbeiteter 28-Punkte-Friedensplan wird publik. Die-
ser sieht vor, dass Kyjiw Gebiete abtritt und die Truppengröße seines Militärs begrenzt.

•	 23.–24. November 2025: Gespräche in Genf zwischen US-amerikanischen, ukrainischen und europäischen Ver-
tretern führen zu einem überarbeiteten Friedensplan, wenngleich territoriale Zugeständnisse umstritten bleiben.

•	 14.–15. Dezember 2025: Gespräche in Berlin bringen »erhebliche Fortschritte« in Bezug auf Sicherheitsgarantien, 
die Unterstützung der Streitkräfte und eine europäisch geführte multinationale Truppe. Selenskyj bietet Berich-
ten zufolge an, die NATO-Bestrebungen der Ukraine fallen zu lassen.
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2026: Trilaterale Verhandlungen
•	 22. Januar 2026: Nach Gesprächen mit Trump in Davos erklärt Selenskyj, die Bedingungen für die Sicherheits-

garantien seien finalisiert, die territoriale Frage bleibe jedoch ungelöst.
•	 23. Januar 2026: Die Ukraine, Russland und die USA führen in Abu Dhabi zum ersten Mal seit Beginn der Inva-

sion trilaterale Gespräche.
•	 4.–5. Februar 2026: Eine zweite Runde der von den USA geführten Gespräche findet in Abu Dhabi statt und führt 

zu einem gegenseitigen Gefangenenaustausch, obwohl noch viel Arbeit bleibt.
•	 17. Februar 2026: Eine dritte Gesprächsrunde, vermittelt durch die Trump-Administration, beginnt in Genf, um 

territoriale Fragen zu klären.

Quelle: Walker, Nigel. 2026. Research Briefing: Conflict in Ukraine: A timeline (current conflict, 2022-present), House 
of Commons Library, Stand: 23. Februar 2026. https://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/CBP-9847/
CBP-9847.pdf.

2.	 Verkündung der »Koalition der Willigen« zur Unterstützung der 
Ukraine durch Keir Starmer (2. März 2025)

Guten Tag. Wie jede Regierung hat auch diese Regierung die Sicherheit des britischen Volkes und die Wahrung der 
nationalen Interessen als oberste Priorität. Insbesondere in diesen unruhigen Zeiten. Deshalb habe ich letzte Woche 
die größte dauerhafte Aufstockung der Verteidigungsausgaben seit dem Kalten Krieg angekündigt. Aus diesem Grund 
habe ich mich letzte Woche mit Präsident Trump getroffen, um unsere Beziehungen zu den USA als unverzichtba-
ren Partner in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit zu festigen. Und deshalb habe ich an diesem Wochenende 
europäische Staats- und Regierungschefs hier in London empfangen, um gemeinsam für die Sicherheit des Vereinig-
ten Königreichs, der Ukraine und Europas insgesamt zu arbeiten. In den Gesprächen der letzten Tage haben wir ver-
einbart, dass das Vereinigte Königreich, Frankreich und andere Länder gemeinsam mit der Ukraine an einem Plan 
arbeiten werden, um die Kriegshandlungen zu beenden. Anschließend werden wir diesen Plan mit den Vereinigten 
Staaten besprechen und ihn gemeinsam vorantreiben.

Das Ziel des heutigen Treffens war es, unsere Partner für diese Bestrebungen zu vereinen, um die Ukraine zu stär-
ken und einen gerechten und dauerhaften Frieden zum Wohle aller zu unterstützen. Unser Ausgangspunkt muss sein, 
die Ukraine jetzt in die stärkstmögliche Position zu bringen, damit sie aus einer Position der Stärke verhandeln kann. 
Und wir verstärken unsere Unterstützung. Gestern Abend hat das Vereinigte Königreich einen Kredit in Höhe von 
2,2 Milliarden Pfund unterzeichnet, um der Ukraine weitere Militärhilfe zu leisten. Sie wird nicht durch den briti-
schen Steuerzahler finanziert, sondern durch die Erlöse aus eingefrorenen russischen Vermögenswerten. Und heute 
kündige ich ein neues Abkommen an, das es der Ukraine ermöglicht, 1,6 Milliarden Pfund von UK Export Finance 
zu nutzen, um mehr als 5.000 Luftabwehrraketen zu kaufen, die in Belfast hergestellt werden und Arbeitsplätze in 
unserem herausragenden Verteidigungssektor schaffen. Dies wird entscheidend sein, um jetzt kritische Infrastruktur 
zu schützen und die Ukraine zu stärken, damit sie den Frieden absichern kann, wenn dieser eintritt. Denn wir müs-
sen aus den Fehlern der Vergangenheit lernen. Wir können kein schwaches Abkommen wie das von Minsk akzeptie-
ren, das Russland mühelos brechen kann. Stattdessen muss jedes Abkommen durch Stärke abgesichert sein.

Jede Nation muss dazu so gut wie möglich beitragen. Das bedeutet, dass alle ihre unterschiedlichen Fähigkeiten 
und Unterstützung einbringen, aber auch die Verantwortung zum Handeln übernehmen und ihren Teil der Last schul-
tern. Deshalb haben wir heute einige wichtige Schritte vereinbart.

Erstens werden wir die Militärhilfe aufrechterhalten und den wirtschaftlichen Druck auf Russland weiter erhö-
hen, um die Ukraine jetzt zu stärken.

Zweitens haben wir vereinbart, dass jeder dauerhafte Frieden die Souveränität und Sicherheit der Ukraine gewähr-
leisten muss. Und die Ukraine muss mit am Verhandlungstisch sitzen.

Drittens werden wir im Falle eines Friedensabkommens die Verteidigungsfähigkeiten der Ukraine weiter stärken, 
um künftige Invasionen glaubhaft abzuschrecken.

Viertens werden wir daran arbeiten, eine »Koalition der Willigen« zu bilden, um ein Abkommen in der Ukraine 
zu verteidigen und den Frieden zu sichern. Nicht jede Nation wird sich in der Lage sehen, einen Beitrag zu leisten. 

https://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/CBP-9847/CBP-9847.pdf
https://researchbriefings.files.parliament.uk/documents/CBP-9847/CBP-9847.pdf
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Aber das darf nicht bedeuten, dass wir untätig bleiben. Stattdessen werden diejenigen, die dazu bereit sind, die Pla-
nung jetzt intensivieren und mit Nachdruck verfolgen. Das Vereinigte Königreich ist bereit, dies gemeinsam mit ande-
ren mit Bodentruppen und Luftstreitkräften zu unterstützen. Europa muss die Hauptlast tragen, um den Frieden auf 
unserem Kontinent zu sichern. Um erfolgreich zu sein, muss diese Anstrengung von den USA nachdrücklich unter-
stützt werden. In diesem Punkt arbeiten wir mit den USA zusammen, wie ich nach meinem Treffen mit Präsident 
Trump letzte Woche bestätigt habe. Und lassen Sie mich deutlich ausdrücken: Wir stimmen mit dem Präsidenten 
darin überein, dass ein dauerhafter Frieden dringend notwendig ist. Jetzt müssen wir gemeinsam Ergebnisse liefern.

Schließlich haben wir vereinbart, dass sich die Staats- und Regierungschefs sehr bald wieder treffen werden, um 
das Tempo dieser Maßnahmen hochzuhalten und weiter an diesem gemeinsamen Plan zu arbeiten. Heute stehen wir 
an einem Scheideweg der Geschichte. Jetzt ist nicht der Moment für weitere Gespräche. Es ist Zeit zu handeln, Ver-
antwortung zu übernehmen, Führung zu zeigen und uns auf einen neuen Plan für einen gerechten und dauerhaften 
Frieden zu einigen. Vielen Dank.

Quelle: Erklärung des Premierministers Keir Starmer auf der Pressekonferenz beim Gipfeltreffen internationa-
ler Staats- und Regierungschefs, Prime Minister’s Office, 2. März 2025, https://www.gov.uk/government/speeches/
pm-remarks-at-international-leaders-summit-press-conference-2-march-2025.

3.	 Europäischer Rat: Grundsätze für Verhandlungen für einen 
umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden (6. März 2025)

1.	 Der Europäische Rat führte einen Gedankenaustausch mit Wolodymyr Selenskyj, dem Präsidenten der Ukraine.
2.	 Der Europäische Rat erörterte die jüngsten Entwicklungen in Bezug auf die Ukraine. Der in Dokument EUCO 10/25 enthal-

tene Text wurde von 26 Staats- und Regierungschefs nachdrücklich unterstützt.
3.	 Der Europäische Rat wird sich auf seiner nächsten Sitzung erneut mit dieser Frage befassen.

EUCO 10/25 – Auszug
1.	 Der Europäische Rat führte einen Gedankenaustausch mit Wolodymyr Selenskyj, dem Präsidenten der Ukraine.
2.	 Die Europäische Union stand von Anfang an an der Seite der Ukraine, während diese ihr legitimes Recht auf Selbstverteidi-

gung gegen den umfassenden Angriffskrieg Russlands ausübt. Sie wird auch weiterhin an der Seite der Ukraine und ihrer Bevöl-
kerung stehen. Der Europäische Rat bekräftigt seine anhaltende und unverbrüchliche Unterstützung für die Unabhängigkeit, 
Souveränität und territoriale Integrität der Ukraine innerhalb ihrer international anerkannten Grenzen.

3.	 Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hat weitreichende Folgen für die europäische und internationale Sicherheit. Seit 
Beginn des Krieges haben die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten gemeinsam mit ihren Partnern und Verbündeten 
betont, dass dieser Krieg durch einen umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden auf der Grundlage der Grundsätze der 
Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts beendet werden muss. Der Europäische Rat begrüßt alle Bemühun-
gen zur Erreichung eines solchen Friedens.

4.	 Angesichts der neuen Dynamik in den Verhandlungen, die zu einem solchen umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden 
führen sollen, unterstreicht der Europäische Rat die Bedeutung der folgenden Grundsätze:
a)	 Es kann keine Verhandlungen über die Ukraine ohne die Ukraine geben;
b)	 es kann keine Verhandlungen geben, die die europäische Sicherheit betreffen, ohne dass Europa einbezogen wird. Die 

Sicherheit der Ukraine, Europas, die transatlantische und die globale Sicherheit sind miteinander verflochten;
c)	 jeder Waffenstillstand oder jede Waffenruhe kann nur als Teil des Prozesses erfolgen, der zu einem umfassen-

den Friedensabkommen führt;
d)	 jedes derartige Abkommen muss mit soliden und glaubwürdigen Sicherheitsgarantien für die Ukraine einhergehen, die 

dazu beitragen, künftige russische Aggressionen abzuschrecken;
e)	 Der Frieden muss die Unabhängigkeit, Souveränität und territoriale Integrität der Ukraine gewährleisten.

5.	 Um »Frieden durch Stärke« zu erreichen, muss die Ukraine in einer möglichst starken Position sein, wobei ihre 
eigenen robusten militärischen und verteidigungspolitischen Fähigkeiten ein wesentlicher Bestandteil sind. Dies 
gilt vor, während und nach den Verhandlungen zur Beendigung des Krieges. Zu diesem Zweck setzt sich die Euro-
päische Union in Abstimmung mit gleichgesinnten Partnern und Verbündeten weiterhin dafür ein, der Ukraine 

https://www.gov.uk/government/speeches/pm-remarks-at-international-leaders-summit-press-conference-2-march-2025
https://www.gov.uk/government/speeches/pm-remarks-at-international-leaders-summit-press-conference-2-march-2025
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und ihrer Bevölkerung verstärkte politische, finanzielle, wirtschaftliche, humanitäre, militärische und diplomati-
sche Unterstützung zu gewähren und den Druck auf Russland zu erhöhen, unter anderem durch weitere Sanktio-
nen und durch eine verstärkte Durchsetzung bestehender Maßnahmen, um dessen Fähigkeit zur Fortsetzung sei-
nes Angriffskriegs zu schwächen.

6.	 Die Europäische Union wird der Ukraine weiterhin regelmäßige und verlässliche finanzielle Unterstützung gewäh-
ren. Im Jahr 2025 wird sie der Ukraine 30,6 Milliarden Euro zur Verfügung stellen, wobei die Auszahlungen aus 
der Ukraine-Fazilität voraussichtlich 12,5 Milliarden Euro erreichen werden und 18,1 Milliarden Euro im Rah-
men der G7-ERA-Initiative durch die Gewinne aus eingefrorenen russischen Vermögenswerten zurückgezahlt wer-
den. Der Europäische Rat fordert die Kommission auf, rasch alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Finanzierung im Rahmen der oben genannten Instrumente vorzuziehen. Er fordert die Kommission und die Mit-
gliedstaaten außerdem nachdrücklich auf, alle Möglichkeiten im Rahmen der Ukraine-Fazilität zu nutzen, um 
die finanzielle Unterstützung für die Ukraine zu erhöhen.

7.	 Der Europäische Rat hat die bisherigen Arbeiten zur Bereitstellung militärischer Unterstützung für die Ukraine 
geprüft. Zusätzlich zu den für dieses Jahr bereits für die Ukraine zugesagten Mitteln begrüßt er die Bereitschaft 
der Mitgliedstaaten, ihre Anstrengungen zur Deckung des dringenden militärischen und verteidigungspolitischen 
Bedarfs der Ukraine unverzüglich zu verstärken, insbesondere die Lieferung von Luftabwehrsystemen, Munition 
und Raketen, die Bereitstellung der erforderlichen Ausbildung und Ausrüstung für ukrainische Brigaden sowie 
die Deckung weiterer Bedürfnisse der Ukraine. Er hebt in diesem Zusammenhang die wichtige Rolle der Mili-
tärischen Hilfsmission der Europäischen Union zur Unterstützung der Ukraine (EUMAM Ukraine) hervor. Der 
Europäische Rat fordert den Rat auf, die Arbeiten an Initiativen, insbesondere derjenigen der Hohen Vertreterin, 
zügig voranzutreiben, um die verstärkte militärische Unterstützung der EU für die Ukraine zu koordinieren, ein-
schließlich der Komponente für den militärischen Bedarf der G7-ERA-Initiative.

8.	 Eine Ukraine, die in der Lage ist, sich wirksam zu verteidigen, ist ein wesentlicher Bestandteil jeglicher künftiger 
Sicherheitsgarantien. In diesem Zusammenhang sind die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten entschlos-
sen, einen Beitrag zur Ausbildung und Ausrüstung der ukrainischen Streitkräfte zu leisten und ihre Bemühun-
gen zu intensivieren, um die ukrainische Verteidigungsindustrie weiter zu unterstützen und auszubauen sowie die 
Zusammenarbeit mit der europäischen Verteidigungsindustrie zu vertiefen.

9.	 Im Hinblick auf die Verhandlungen über einen umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden sind die Euro-
päische Union und ihre Mitgliedstaaten bereit, im Einklang mit dem Völkerrecht und auf der Grundlage ihrer 
jeweiligen Zuständigkeiten und Fähigkeiten weiter zu Sicherheitsgarantien beizutragen, unter anderem durch 
die Prüfung des möglichen Einsatzes von Instrumenten der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(GSVP). Sicherheitsgarantien sollten gemeinsam mit der Ukraine sowie mit gleichgesinnten Partnern und NATO-
Partnern vereinbart werden.

10.	Der Europäische Rat erinnert daran, dass jegliche militärische Unterstützung sowie Sicherheitsgarantien für die 
Ukraine unter uneingeschränkter Achtung der Sicherheits- und Verteidigungspolitik bestimmter Mitgliedstaaten 
und unter Berücksichtigung der Sicherheits- und Verteidigungsinteressen aller Mitgliedstaaten gewährt werden.

11.	Der Europäische Rat unterstreicht das der Ukraine innewohnende Recht, auf der Grundlage der Charta der Ver-
einten Nationen und des Völkerrechts über ihr eigenes Schicksal zu entscheiden. Die Europäische Union wird die 
Ukraine bei ihren Reformbemühungen auf ihrem Weg zur EU-Mitgliedschaft verstärkt unterstützen.

12.	Der Europäische Rat fordert die Kommission, die Slowakei und die Ukraine auf, ihre Bemühungen um tragfähige 
Lösungen für die Frage des Gastransits zu intensivieren und dabei den von der Slowakei vorgebrachten Beden-
ken Rechnung zu tragen.

13.	Der Europäische Rat wird sich auf seiner nächsten Tagung erneut mit dieser Frage befassen.

Quelle: Europäischer Rat. 147/25. Pressemitteilung, 6. März 2025, https://www.consilium.europa.eu/en/press/
press-releases/2025/03/06/european-council-ukraine/pdf/.

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/03/06/european-council-ukraine/pdf/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/03/06/european-council-ukraine/pdf/
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4.	 Die Ukraine erklärt sich zu einem dreißigtägigen Waffenstillstand 
bereit. Gemeinsame Erklärung bei den Verhandlungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Ukraine in Dschidda (11. März 2025)

Heute haben die Vereinigten Staaten und die Ukraine in Dschidda (Saudi-Arabien) dank der großzügigen Gastfreund-
schaft von Kronprinz Mohammed bin Salman wichtige Schritte zur Wiederherstellung eines dauerhaften Friedens für 
die Ukraine unternommen. Die Vertreter beider Nationen würdigten den Mut des ukrainischen Volkes bei der Vertei-
digung seines Landes. Sie waren sich einig, dass nun der Zeitpunkt gekommen sei, einen Prozess hin zu dauerhaftem 
Frieden einzuleiten. Die ukrainische Delegation bekräftigte die tiefe Dankbarkeit des ukrainischen Volkes gegenüber 
Präsident Trump, dem US-Kongress sowie dem amerikanischen Volk. Sie dankten ihnen dafür, dass sie bedeutende 
Fortschritte auf dem Weg zum Frieden ermöglicht haben. Die Ukraine erklärte sich bereit, den Vorschlag der USA 
anzunehmen, einen sofortigen, vorläufigen dreißigtägigen Waffenstillstand zu vereinbaren. Dieser kann im gegensei-
tigen Einvernehmen der Parteien verlängert werden und unterliegt der Zustimmung und gleichzeitigen Umsetzung 
durch die Russische Föderation. Die Vereinigten Staaten werden Russland mitteilen, dass die Gegenseitigkeit Russ-
lands der Schlüssel zur Erreichung des Friedens ist. Die Vereinigten Staaten werden die Aussetzung des Austauschs von 
nachrichtendienstlichen Informationen unverzüglich aufheben und die Sicherheitshilfe für die Ukraine wieder auf-
nehmen. Die Delegationen erörterten zudem die Bedeutung humanitärer Hilfsmaßnahmen als Teil des Friedenspro-
zesses, insbesondere während des oben genannten Waffenstillstands, einschließlich des Austauschs von Kriegsgefan-
genen, der Freilassung ziviler Gefangener und der Rückführung gewaltsam verschleppter ukrainischer Kinder. Beide 
Delegationen kamen überein, ihre Verhandlungsteams zu nominieren und unverzüglich Verhandlungen aufzunehmen, 
um einen dauerhaften Frieden zu erreichen, der die langfristige Sicherheit der Ukraine gewährleistet. Die Vereinig-
ten Staaten sagten zu, diese konkreten Vorschläge mit Vertretern Russlands zu erörtern. Die ukrainische Delegation 
bekräftigte, dass die europäischen Partner in den Friedensprozess einbezogen werden müssen. Schließlich vereinbar-
ten die Präsidenten beider Länder, so bald wie möglich ein umfassendes Abkommen über die Erschließung der kriti-
schen Rohstoffe der Ukraine abzuschließen, um die Wirtschaft der Ukraine zu stärken und den langfristigen Wohl-
stand und die Sicherheit des Landes zu gewährleisten.

Quelle: U.S. Department of State. 2025. Joint Statement on the United States-Ukraine Meeting in Jeddah, 11. März 2025, 
https://www.state.gov/joint-statement-on-the-united-states-ukraine-meeting-in-jeddah.

5.	 Vereinte Nationen: Ergebnisse der Expertentreffen zum Schwarzen Meer 
(26. März 2025)

Der Generalsekretär begrüßt die Gespräche und die gemeldeten Verpflichtungen, die in Saudi-Arabien von den Ver-
einigten Staaten, der Russischen Föderation und der Ukraine eingegangen wurden.

Eine Einigung über die Freiheit der Schifffahrt im Schwarzen Meer zur Gewährleistung des Schutzes ziviler Schiffe 
und der Hafeninfrastruktur wird einen entscheidenden Beitrag zur globalen Ernährungssicherheit und zur Sicherung 
von Lieferketten leisten und spiegelt die Bedeutung der Handelswege sowohl aus der Ukraine als auch aus der Russi-
schen Föderation zu den globalen Märkten wider.

Die Vereinten Nationen haben sich konsequent dafür eingesetzt, insbesondere nach den Schreiben, die der Gene-
ralsekretär am 7. Februar 2024 an die Präsidenten Selenskyj, Putin und Erdogan gerichtet hat, in denen er einen Vor-
schlag für eine sichere und freie Schifffahrt im Schwarzen Meer unterbreitete.

Die Vereinten Nationen engagieren sich zudem weiterhin intensiv für die fortgesetzte Umsetzung der Vereinba-
rung mit der Russischen Föderation zur Erleichterung des Zugangs russischer Lebensmittel und Düngemittel zum 
Weltmarkt, um die globale Ernährungssicherheit zu gewährleisten.

Die Dienste des Generalsekretärs stehen weiterhin zur Unterstützung aller Friedensbemühungen zur Verfügung.
Der Generalsekretär bekräftigt seine Hoffnung, dass diese Bemühungen den Weg für einen dauerhaften Waffen-

stillstand ebnen und zu einem gerechten, umfassenden und dauerhaften Frieden in der Ukraine beitragen werden im 
Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen, dem Völkerrecht sowie den einschlägigen Resolutionen der Ver-

https://www.state.gov/joint-statement-on-the-united-states-ukraine-meeting-in-jeddah
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einten Nationen und unter uneingeschränkter Achtung der Unabhängigkeit, Souveränität und territorialen Integri-
tät der Ukraine.

Quelle: Generalsekretär der Vereinten Nationen. 2025. Statement attributable to the Spokesperson for the Secretary-Gene-
ral – on the outcomes of meetings of experts on the Black Sea, Vereinte Nationen, 26. März 2025, https://www.un.org/sg/
en/content/sg/statements/2025-03-26/statement-attributable-the-spokesperson-for-the-secretary-general-the-outcomes-
of-meetings-of-experts-the-black-sea.

6.	 Fact Sheet: Präsident Donald J. Trump erzielt Einigung über die 
Einrichtung eines Wiederaufbau-Investitionsfonds zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Ukraine (1. Mai 2025)

EINE EINZIGARTIGE, HISTORISCHE PARTNERSCHAFT:
Unter der Führung von Präsident Donald J. Trump haben die USA und die Ukraine am 30. April ein historisches 
Abkommen geschlossen und damit eine einzigartige Partnerschaft für den Wiederaufbau und den langfristigen wirt-
schaftlichen Erfolg der Ukraine ins Leben gerufen.
•	 Von vorne bis hinten ist dieses Abkommen eine ausschließlich kooperative Partnerschaft zwischen unseren Natio-

nen, von der sowohl die Vereinigten Staaten als auch die Ukraine profitieren werden.
•	 Diese Partnerschaft steht dafür, dass die Vereinigten Staaten ein wirtschaftliches Interesse daran haben, der 

Ukraine eine freie, friedliche und souveräne Zukunft zu sichern.
•	 Dieses Abkommen wird auch die strategische Partnerschaft zwischen den Vereinigten Staaten und der Ukraine 

für den langfristigen Wiederaufbau und die Modernisierung stärken, als Reaktion auf die großflächigen Zer-
störungen, die durch die groß angelegte Invasion Russlands verursacht wurden.

•	 Das Finanzministerium und die US-amerikanische International Development Finance Corporation (DFC) wer-
den gemeinsam mit der Regierung der Ukraine daran arbeiten, die Rahmenbedingungen auszuarbeiten und diese 
wichtige Partnerschaft voranzutreiben.
•	 Die US-amerikanische DFC wird mit der ukrainischen staatlichen Agentur zur Förderung öffentlich-privater 

Partnerschaften zusammenarbeiten. Beide Einrichtungen werden durch die volle Bonität und Kreditwürdig-
keit ihrer jeweiligen Staaten gestützt.

LANGFRISTIGE VORTEILE FÜR BEIDE LÄNDER:
Präsident Trump hat diese Partnerschaft zwischen den USA und der Ukraine ins Leben gerufen, um das Engagement 
beider Seiten für dauerhaften Frieden und Wohlstand in der Ukraine zu demonstrieren
•	 Im Rahmen dieser Partnerschaft zwischen den Vereinigten Staaten und der Ukraine wird ein Fonds eingerich-

tet, der 50 Prozent der Lizenzgebühren, Nutzungsgebühren und anderer ähnlicher Zahlungen aus Projekten im 
Bereich der natürlichen Ressourcen in der Ukraine erhält.
•	 Dieses Geld wird in neue Projekte in der Ukraine investiert, die langfristige Erträge für das amerikanische und 

das ukrainische Volk generieren werden.
•	 Sobald neue Projekte identifiziert werden, können die Mittel des Fonds rasch für Wirtschaftswachstum, die 

Schaffung von Arbeitsplätzen und andere wichtige Entwicklungsprioritäten der Ukraine eingesetzt werden.
•	 Zu den indirekten Vorteilen gehören ein stärkerer Privatsektor und eine robustere, dauerhafte Infrastruk-

tur für den langfristigen Erfolg der Ukraine.
•	 Die Partnerschaft wird von einem Unternehmen geleitet, in dessen Vorstand drei ukrainische und drei ame-

rikanische Mitglieder zu gleichen Teilen vertreten sind. Diese werden in einem kooperativen Prozess gemein-
sam Entscheidungen über die Zuweisung der Fondsmittel, wie Investitionen und Ausschüttungen, treffen.

•	 Die Partnerschaft wird zudem ein Höchstmaß an Transparenz und Rechenschaftspflicht gewährleisten, um 
sicherzustellen, dass die Menschen in der Ukraine und in den Vereinigten Staaten von den Vorteilen des Wie-
deraufbaus der Ukraine profitieren können.

https://www.un.org/sg/en/content/sg/statements/2025-03-26/statement-attributable-the-spokesperson-for-the-secretary-general-the-outcomes-of-meetings-of-experts-the-black-sea
https://www.un.org/sg/en/content/sg/statements/2025-03-26/statement-attributable-the-spokesperson-for-the-secretary-general-the-outcomes-of-meetings-of-experts-the-black-sea
https://www.un.org/sg/en/content/sg/statements/2025-03-26/statement-attributable-the-spokesperson-for-the-secretary-general-the-outcomes-of-meetings-of-experts-the-black-sea
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•	 Zu den Projekten im Bereich der natürlichen Ressourcen gehören Mineralien, Kohlenwasserstoffe und die 
damit verbundene Infrastrukturentwicklung.

•	 Sollten die Vereinigten Staaten beschließen, diese Ressourcen für sich selbst zu erwerben, haben wir das Vor-
recht, sie entweder selbst zu erwerben oder einen Käufer der Wahl zu benennen.

•	 Wirtschaftliche Sicherheit ist nationale Sicherheit, und diese wichtige Schutzmaßnahme verhindert, dass kri-
tische Ressourcen in die falschen Hände geraten.

•	 Wichtig ist, dass diese Partnerschaft eine starke Botschaft an Russland sendet: Die Vereinigten Staaten haben 
ein eigenes Interesse daran und setzen sich für den langfristigen Erfolg der Ukraine ein.

Kein Staat, kein Unternehmen und keine Person, die die russische Kriegsmaschinerie finanziert oder beliefert haben, 
darf vom Wiederaufbau der Ukraine profitieren, einschließlich der Beteiligung an Projekten, die aus Fondsmitteln 
unterstützt werden.

Quelle: Das Weiße Haus. Fact Sheet: Präsident Donald J. Trump erzielt Einigung über die Einrichtung eines Wieder-
aufbau-Investitionsfonds zwischen den Vereinigten Staaten und der Ukraine. 1. Mai 2025, https://www.whitehouse.
gov/fact-sheets/2025/05/fact-sheet-president-donald-j-trump-secures-agreement-to-establish-united-states-ukraine-
reconstruction-investment-fund/.

7.	 Pressekonferenz des französischen Präsidenten Emmanuel Macron in 
Washington (18. August 2025)

Frage: Guten Abend, Herr Präsident. Die Erwartungen an den heutigen Tag waren hoch. Hat er die Ergebnisse 
gebracht, die Sie sich erhofft hatten?

Präsident Macron: Ich denke, es war auf jeden Fall ein wichtiger Tag. Er wird sicherlich Auswirkungen auf den wei-
teren Verlauf dieses Konflikts haben, insbesondere aufgrund der beispiellosen Zusammensetzung dieses Treffens, bei 
dem Präsident Trump, Präsident Selenskyj und mehrere europäische Staats- und Regierungschefs sowie der Präsident 
der [EU-]Kommission und der NATO-Generalsekretär im Weißen Haus zusammenkamen, um die nächsten Schritte 
zu besprechen. Wir sind uns alle einig, dass wir Frieden wollen. Das ist es, was uns verbindet. Wir haben uns auf meh-
rere wichtige Schritte geeinigt, die vor einigen Tagen oder Wochen noch weniger klar waren.

Der erste, und meiner Ansicht nach wichtigste, Punkt ist die Zusage der USA, gemeinsam mit uns an Sicher-
heitsgarantien zu arbeiten. Als ich im Februar mehrere europäische Staats- und Regierungschefs zu einem Treffen mit 
Präsident Selenskyj einlud, als Zweifel aufkamen, hatten wir den Eindruck, dass die Aussicht auf einen echten Frieden 
gerade wegen der Ausarbeitung dieser Sicherheitsgarantien gefährdet sein könnte. Es war ein langer Weg. Seit Februar 
haben wir eine Koalition der Willigen aufgebaut, die nun aus 30 Ländern besteht. Und heute wurde beschlossen, dass 
wir mit den Vereinigten Staaten am Inhalt dieser Sicherheitsgarantien und an den Formen der Zusammenarbeit arbei-
ten werden, zu denen die verschiedenen Parteien bereit sind, sich zu verpflichten. Heute Nachmittag konnte ich auch 
noch einmal auf den Inhalt der Sicherheitsgarantien eingehen: Sie bestehen aus einer starken ukrainischen Armee, 
die in der Lage ist, jedem Angriffsversuch Widerstand zu leisten und diesen abzuwehren, ohne Einschränkungen hin-
sichtlich Personalstärke, Fähigkeiten, Bewaffnung usw. Und die Verbündeten sind auch bereit, der Ukraine Sicher-
heitskräfte in der Luft, zu Lande und zu Wasser zur Verfügung zu stellen. Das sind konkrete, robuste, solide Maß-
nahmen. Das war der erste Punkt, auf den wir uns heute geeinigt haben; wir haben einen Prozess in Gang gesetzt, der 
morgen beginnen und von unseren diplomatischen und sicherheitspolitischen Beratern sowie unseren Generalstabs-
chefs geleitet werden wird. Die Vorbereitungen für diese Bemühungen waren bereits getroffen, sie wurden von den 
britischen und französischen Generalstabschefs koordiniert und im Juli vorgestellt.

Der zweite Punkt betrifft den Grundsatz einer Reihe von Treffen und die Notwendigkeit, dass das Töten auf-
hört, damit diese Treffen stattfinden können. Nennen Sie es »Waffenstillstand« oder »Feuerpause«, aber wir können 
nicht reden, während Bomben fallen. Darin waren wir uns alle einig. Im Anschluss an unser erstes Treffen sprachen 
Präsident Putin und Präsident Trump telefonisch miteinander, und es wurde beschlossen, dass Anstrengungen unter-
nommen werden, um ein bilaterales Treffen zwischen Präsident Selenskyj und Präsident Putin an einem Ort zu pla-
nen, der in den kommenden Stunden festgelegt wird. Auf dieses Treffen wird ein trilaterales Treffen zwischen Prä-

https://www.whitehouse.gov/fact-sheets/2025/05/fact-sheet-president-donald-j-trump-secures-agreement-to-establish-united-states-ukraine-reconstruction-investment-fund/
https://www.whitehouse.gov/fact-sheets/2025/05/fact-sheet-president-donald-j-trump-secures-agreement-to-establish-united-states-ukraine-reconstruction-investment-fund/
https://www.whitehouse.gov/fact-sheets/2025/05/fact-sheet-president-donald-j-trump-secures-agreement-to-establish-united-states-ukraine-reconstruction-investment-fund/


Ukraine-Analysen Nr. 329, 25.03.2026 23

sident Putin, Präsident Trump und Präsident Selenskyj folgen. Als Teil dieses Prozesses wollte ich, dass auf dieses 
Treffen ein weiteres Treffen folgt, an dem auch die Europäer sowie die Türkei teilnehmen. Also all jene, deren Sicher-
heit direkt vom Ausgang dieses Konflikts betroffen ist. Und ich denke, es wird eine Reihe von Treffen geben, um die 
Folgemaßnahmen zu konkretisieren.

Schließlich ist Präsident Trump der Ansicht, dass er eine Einigung herbeiführen kann. Er glaubt auch, dass Präsi-
dent Putin ein solches Friedensabkommen anstrebt. Ich begrüße dies und möchte das nach den Treffen, die sie hatten, 
gerne glauben. Sollte Präsident Putin diesen Prozess jedoch ablehnen, sind wir uns alle einig, dass wir die Sanktionen 
verschärfen oder einen Ansatz verfolgen müssen, der größeren Druck auf Russland ausübt, damit es an den Verhand-
lungstisch zurückkehrt. Das ist im Wesentlichen das, was wir heute beschlossen haben. Es ist nur ein Schritt, wir sind 
weit davon entfernt, den Sieg zu verkünden. Aber wenn ich mir anschaue, wo wir vor einigen Monaten standen, wenn 
ich mir anschaue, wo wir vor einigen Tagen standen, dann denke ich, dass wir eine echte ukrainisch-europäische Ein-
heit geschaffen haben und dass die Europäer, die Ukraine und die Vereinigten Staaten in Bezug auf Sicherheitsgarantien 
und bevorstehende Operationen wirklich einer Meinung sind und eine echte Bereitschaft zur Zusammenarbeit zeigen.

Frage: In welchem Zeitrahmen könnten diese von Ihnen angestrebten bilateralen, trilateralen und quadrilateralen 
Treffen stattfinden?

Präsident Macron: So bald wie möglich: Es ist geplant, das bilaterale Treffen in den nächsten Tagen abzuhalten. Wir 
haben gesagt, dass wir in den nächsten zwei oder drei Wochen das trilaterale Treffen abhalten können sollten und 
dass sich die Dinge dann von selbst regeln werden. Auf jeden Fall ist es unsere Absicht, den Konflikt so schnell wie 
möglich zu beenden.

Frage: Was die Formate der geplanten Treffen angeht, vor allem das bilaterale Treffen zwischen Präsident Selenskyj und 
Präsident Putin: Ist dieses Treffen nicht riskant? Sie haben gestern in Brégançon wiederholt, dass Sie glauben, Präsident 
Putin wolle Krieg. Was lässt Sie heute glauben, dass das Treffen zu einem positiven Ergebnis führen kann? Und wenn 
Sie sagen: »zuerst ein bilaterales Treffen, dann ein trilaterales Treffen«, wo passen die Europäer in diese Formate hinein?

Präsident Macron: Ja. Aber wir gehen schrittweise vor, und das ist völlig logisch. Wir gehen von einer Situation aus, in 
der weder die Ukraine noch Europa mit am Tisch saßen: das Treffen, der Gipfel in Anchorage in Alaska. Nun sagen 
wir, dass zumindest der Wunsch besteht, die zugrunde liegenden Probleme zu erörtern. Seit der Treffen, die im Früh-
jahr 2022 in Istanbul stattfanden, hat es eigentlich kein russisch-ukrainisches Treffen mehr gegeben. Es ist also ein 
Schritt nach vorne. Und ich kann diese Ergebnisse nicht vorwegnehmen. Ob ich glaube, dass sie schlüssig sein kön-
nen? Ich bleibe sehr vorsichtig.

Als Nächstes sollte ein Treffen mit den Amerikanern folgen. Das ist der Grundsatz, den wir bereits vor Alaska befür-
wortet haben, und das ist gut so. Und ich habe gesagt – und das wurde von allen gebilligt –, dass wir in der Lage sein 
sollten, diesen Kreis zu erweitern. Warum? Weil wir Europäer vor allem mit am Tisch sitzen müssen, denn wir sind 
diejenigen, die der Ukraine in Zukunft Sicherheitsgarantien geben werden, und so haben wir es uns auch vorgestellt. 
Es sind zudem zwei europäische Länder, das Vereinigte Königreich und Frankreich, die diese Initiative seit Februar 
vorantreiben. Und zweitens steht die Sicherheit der Europäer auf dem Spiel, denn wenn wir Russlands Armee, Russ-
lands Macht, seine ballistischen und nuklearen Fähigkeiten, aber [auch] die heutige Stärke seiner Armee – die, wenn 
ich daran erinnern darf, 1,3 Millionen Mann stark ist – nicht angemessen in Schach halten können, ist unsere Sicher-
heit unmittelbar betroffen. Und was ich seit mehreren Jahren erreichen wollte, ist, Europa wieder an den Verhand-
lungstisch zu bringen. Jenes Europa, das während des Kalten Krieges zwar Gegenstand von Diskussionen war, aber 
nie eine eigene Sicherheitsarchitektur aufgebaut hat. Diese Sicherheitsarchitektur ist in den letzten Jahren zerbrochen, 
nicht nur durch den Krieg in der Ukraine und den russischen Angriffskrieg. Sie wurde auch zerstört, weil die verschie-
denen Verträge, auf denen unsere Sicherheit beruhte und die das Wettrüsten begrenzten, von einigen nicht eingehal-
ten oder von anderen aufgekündigt wurden. All das müssen wir also wieder aufbauen. All diese Arbeit wird nach dem 
Ukraine-Konflikt geleistet werden. Deshalb müssen die Europäer mit am Tisch sitzen.

Frage: Nach dem Treffen in Alaska schien Donald Trump den Waffenstillstand nicht mehr als Vorbedingung für ein 
Friedensabkommen zu betrachten und begann, den Schwerpunkt auf ein Friedensabkommen zu legen. Haben Sie nach 
Ihren heutigen Gesprächen den Eindruck, dass Sie ihn wieder von Ihrer Sichtweise der Dinge überzeugen konnten?
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Präsident Macron: Nein, wir werden die Rollen nicht vertauschen. Wir Europäer haben immer gesagt, dass wir ein 
robustes, nachhaltiges Friedensabkommen wollen. Es waren die Vereinigten Staaten von Amerika, die im Februar 
einen Waffenstillstand gefordert haben. Wir befürchteten, dass darauf kein dauerhafter Frieden folgen würde, und 
deshalb sprachen wir von »Sicherheitsgarantien«. Die Ukraine hat dem Grundsatz eines Waffenstillstands zugestimmt. 
Seit März ist es Russland, das diesen ablehnt. Was ist in Anchorage geschehen? Russland hat erneut erklärt: Wir leh-
nen einen Waffenstillstand ab. Aber Präsident Trump war überzeugt, er könne mit Präsident Putin rasch einen Frie-
densvertrag aushandeln. Die Ereignisse werden es zeigen. Ich glaube einfach, dass er nun überzeugt ist, und Präsident 
Putin hat es ihm gegenüber wiederholt, wir alle haben ihm gegenüber bekräftigt, dass man keinen Friedensvertrag – der 
schließlich mehrere Tage oder sogar mehrere Wochen in Anspruch nimmt – verhandeln kann, während Bomben fallen. 
Und er selbst hat auch mehrfach den humanitären Wunsch geäußert, das Töten zu beenden und dem, was den Zivi-
listen widerfährt, Einhalt zu gebieten, und in dieser Hinsicht bestand eben auch die Notwendigkeit einer Waffenruhe.

Frage: Die Zeitung »Financial Times« hat heute Nachmittag einen Artikel veröffentlicht, in dem es heißt, die Ukrai-
ner hätten angeboten, US-Militärausrüstung im Wert von 100 Milliarden Dollar zu kaufen. Sozusagen als Bedingung 
für amerikanische Sicherheitsgarantien. Wurde heute über diese großangelegten Käufe gesprochen?

Präsident Macron: Nein. Davon war überhaupt nicht die Rede, davon sind wir noch sehr weit entfernt. Die Sache 
ist ganz einfach: An dem Tag, an dem es Sicherheitsgarantien für den Wiederaufbau gibt, werden wir zunächst ein-
mal Leute brauchen, die diese gewährleisten, wir werden Armeen und Ausbildungskapazitäten brauchen. Und was 
die Ausrüstung angeht, wird jeder einen Beitrag leisten müssen. Es wird auch einen russischen Beitrag geben – das ist 
ebenfalls Teil eines Friedensvertrags –, zum Wiederaufbau der Ukraine und ihrer Armee. All dies sind also Parame-
ter, über die noch nicht diskutiert wird; davon sind wir noch sehr weit entfernt.

Frage: Sie sprachen von Sanktionen; hat Donald Trump Ihnen gegenüber bestätigt, dass er diese befürwortet, falls 
Wladimir Putin sich weiterhin weigern sollte, sich an einem Friedensprozess zu beteiligen?

Präsident Macron: Wie Sie verstehen werden, ist es nicht unbedingt seine Absicht, Sanktionen zu verhängen, auch 
wenn er sogenannte Sekundärsanktionen gegen Indien und insbesondere gegen Indiens Vorgehen beim Kauf und bei 
der Raffinierung von russischem Öl verhängt hat, und wir glauben, dass dies große Auswirkungen hatte. Ich denke 
also, seine Absicht ist es, einen Dialog zu führen; er ist aufrichtig davon überzeugt, dass wir dort ein Ergebnis erzie-
len können. Aber in der Diskussion wurde eben die Möglichkeit erörtert, dass kein Ergebnis erzielt wird. Dass Russ-
land nicht aufrichtig an einem solchen Prozess teilnehmen will. An diesem Punkt signalisierte er seinen Wunsch und 
seine Bereitschaft, das zu verhängen, was er als primäre und sekundäre Sanktionen bezeichnet, was aber eigentlich 
das ist, was wir selbst als Sanktionen bezeichnen, die wir verhängt haben.

Frage: Wenn Wladimir Putins Reaktion auf die heutigen Ereignisse darin besteht, noch mehr Drohnen und Raketen 
auf die Ukraine zu feuern, wie muss dann die Reaktion auf ihn aussehen?

Präsident Macron: Das habe ich Präsident Trump bereits zuvor im Oval Office gesagt, als wir uns danach unterhiel-
ten. Mehrere von uns sagten ihm: »Während Sie mit Präsident Putin sprachen, bombardierte er die Ukraine.« Das 
zeigt also erstens, dass die Massaker gestoppt werden müssen, dass ein Waffenstillstand notwendig ist. Und es zeigt 
auch, dass es einen Zeitpunkt gibt, an dem Taten die wahren Absichten offenbaren.

Tatsächlich führt Russland den Krieg weiter und verschärft ihn sogar noch. Es führt auch einen Krieg gegen die 
ukrainische Zivilbevölkerung und hat keinerlei Anzeichen dafür gezeigt, dass es ernsthaft Frieden will. Und unsere 
Erfahrungen mit Herrn Putin und seiner Vorgehensweise in den letzten 15 Jahren haben uns gezeigt, dass er, wann 
immer er durch Krieg gewinnen kann – oder glaubt, gewinnen zu können –, nicht über Frieden verhandelt. Das ist 
die Realität. Deshalb sage ich jetzt, wie ich es gestern bereits gesagt habe, dass es einen US-Präsidenten, europäische 
Staats- und Regierungschefs und einen ukrainischen Präsidenten gibt, die Frieden wollen. Ich selbst habe sehr ernst-
hafte Zweifel daran, wie realistisch der Friedenswille des russischen Präsidenten ist, denn solange er glaubt, den Krieg 
gewinnen zu können, wird er weiterkämpfen. Sein Endziel ist es, möglichst viel Territorium zu erobern, die Ukraine 
zu schwächen und eine Ukraine zu schaffen, die entweder auf sich allein gestellt nicht lebensfähig ist oder unter rus-
sischer Herrschaft steht. Das ist für jeden ziemlich offensichtlich. Unser Ziel ist daher einfach: so schnell wie mög-
lich Frieden zu erreichen, das Völkerrecht durchzusetzen und die Souveränität der Ukraine zu gewährleisten, damit 
die Ukraine so wenig Territorium wie möglich verliert, und vor allem der Ukraine zu helfen, jeder neuen Aggression 
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zu widerstehen. Eine Ukraine zu haben, die sich für Europa entschieden hat und dies auch weiterhin frei tun kann, 
und die Sicherheit der Europäer zu gewährleisten. Es sind diese berühmten Sicherheitsgarantien, die wir jetzt und in 
Zukunft für die Ukraine und für uns Europäer brauchen, denn dort steht unsere Sicherheit auf dem Spiel.

Frage: Sie haben Sicherheitsgarantien zu einer Priorität erklärt, bevor Sie hierherkamen. Präsident Trump sagte, er sei 
bereit, sich dazu zu verpflichten. Heute Abend erklärt er sogar, er sei bereit, diese zu koordinieren. Was bedeutet das 
konkret? Auf welche konkreten Zusagen der Vereinigten Staaten warten Sie im Hinblick auf diese Sicherheitsgarantien?

Präsident Macron: Zunächst einmal haben wir Fortschritte erzielt. Ich werde aber weiterhin sehr vorsichtig sein, denn 
all dies ist äußerst komplex, voller Details, und wir müssen an den harten Aspekten arbeiten. Wir haben bereits an 
den Sicherheitsgarantien gearbeitet. Die Arbeiten laufen seit Februar und werden von den britischen und französi-
schen Generalstabschefs koordiniert. Es geht um die Ausgestaltung einer ukrainischen Armee, die jeder russischen 
Aggression widerstehen und diese sogar abschrecken kann, mit anderen Worten um eine Armee von mehreren hun-
derttausend Mann, die wir ausrüsten, ausbilden und langfristig unterstützen müssen. Es geht auch um Rückversiche-
rungskräfte, die die Verbündeten bereit sind zu stellen – zu Wasser, zu Lande und in der Luft – und die in bestimm-
ten Gebieten, die keine Kampfzonen sind, garantieren, dass es zu keinem feindlichen Eindringen kommt. Das Ziel 
dieser Rückversicherungstruppen ist es nicht, als Garanten für friedenserhaltende Operationen (»peacekeeping«) zu 
fungieren. Es sind keine Truppen, die die Grenze sichern werden, sondern sie signalisieren strategische Unterstützung 
und werden diese langfristig aufrechterhalten. Wir haben also an all dem gearbeitet, der Inhalt ist klar.

Frage: Was bedeutet das für den Beitrag der USA?

Präsident Macron: Nun, das kann ich nicht beantworten, da wir morgen mit der Arbeit beginnen.

Frage: Was erwarten Sie?

Präsident Macron: Dass die Vereinigten Staaten alles in ihrer Macht Stehende tun werden, denn dies wird uns helfen, 
Europa zu entlasten. Dass die Vereinigten Staaten auch ihre Garantie versichern werden, denn das war für viele euro-
päische Kollegen die große Frage – denn diese Diskussion begann eigentlich bereits im Februar 2024 in Paris, als ich 
sagte, wir sollten die strategische Ambiguität wiederherstellen. Daher haben wir diese Diskussion schon lange vor der 
Koalition der Willigen begonnen, und der Stolperstein für viele Partner war die Ungewissheit darüber, was die Ameri-
kaner tun würden. Denn es war wichtig zu wissen, ob die Amerikaner zu einer solchen Operation bereit waren. In den 
letzten Tagen haben die Amerikaner deutlich ihre Bereitschaft und ihren Willen gezeigt, dieser »Koalition« wieder bei-
zutreten oder jedenfalls mit der »Koalition der Willigen« zusammenzuarbeiten und an Sicherheitsgarantien zu arbeiten.

Frage: Durch eine Einschränkung von Artikel 5?

Präsident Macron: Zunächst einmal muss man meiner Meinung nach vorsichtig sein: Artikel 5 bezieht sich auf die 
NATO, die eine Organisation ist. Wir wissen, dass die Vereinigten Staaten selbst erklärt haben, sie wollten nicht, dass 
die Ukrainer der NATO beitreten. Zweitens gibt es keinen Automatismus, wie der US-Präsident in Bezug auf Artikel 
5 betont hat. Ich denke, wir müssen sehr vorsichtig sein, und wir müssen sehr vorsichtig sein, weil wir das den Ukrai-
nern schuldig sind und weil wir es uns selbst schuldig sind. Wissen Sie, alle haben es vergessen, aber die Ukraine war 
einst eine große Atommacht. Die internationale Gemeinschaft hat sie 1994 dazu bewegt, ihre Atomwaffen abzuge-
ben, und zwar im Rahmen des Budapester Abkommens, in dem Russland – wie ich Präsident Trump zuvor in Erin-
nerung gerufen habe – schriftlich zugesagt hat, die Ukraine niemals anzugreifen. Ich sage das also, um zu zeigen, dass 
Russlands Nichtangriffsverpflichtungen wertlos sind. Russland hat es geschrieben, es hat es unterzeichnet, es hat es 
2004 ratifiziert; zehn Jahre später hat es das Gegenteil getan. Aber der zweite Punkt, auf den sich die Hauptunter-
zeichner, das Vereinigte Königreich und die USA, geeinigt hatten – und dann auch Frankreich, obwohl wir nicht zu 
den Hauptunterzeichnern des Abkommens gehörten –, war, dass wir im Falle eines Angriffs die Sicherheits- und Soli-
daritätsmechanismen des Sicherheitsrats aktivieren würden. Ich denke, jeder hat 2014 gesehen, dass darin nicht viel 
Substanz steckte. Die Ukrainer brauchen also jetzt keine Grundsatzerklärung, sie brauchen Substanz. Und das sind 
wir ihnen schuldig, wenn wir wollen, dass diese Sicherheitsgarantien umgesetzt werden. Deshalb werde ich nicht auf 
juristische Feinheiten eingehen. Ich halte dies für eine sehr militärische Frage. Es ist eine Frage, die einen ernsthaften 
und entschlossenen Ansatz erfordert. Und genau das haben unsere Generalstabschefs vorbereitet. Auf jeden Fall ist es 
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eine Verpflichtung zur Arbeit, es ist der Wille, an diesen Sicherheitsgarantien mitzuwirken – was zuvor nicht der Fall 
war – und daran zu arbeiten; wir beginnen morgen.

Frage: Ein Wort zur Abtretung ukrainischer Gebiete. Was hat Donald Trump Ihnen dazu gesagt?

Präsident Macron: Darüber haben wir heute überhaupt nicht gesprochen. Und zwar aus zwei Gründen: Erstens, weil 
wir gesagt haben, dass Sicherheitsgarantien Priorität haben. Zweitens, weil wir gesagt haben, dass dies bilateral und 
trilateral besprochen werden muss.

Vielen Dank. Danke, viel Glück, wir machen weiter. Es ist noch lange nicht vorbei, wie Sie verstanden haben.

Quelle: Élysée. Statement to the press by Emmanuel Macron, President of the Republic, in Washington. 18. August 2025, 
https://www.elysee.fr/front/pdf/elysee-module-25122-en.pdf.

8.	 28-Punkte-Plan: US-Friedensplan für die Ukraine (20. November 2025)
1.	 Die Souveränität der Ukraine wird bekräftigt.
2.	 Zwischen Russland, der Ukraine und Europa wird ein umfassendes Nichtangriffsabkommen geschlossen. Alle 

Unstimmigkeiten der letzten 30 Jahre gelten als ausgeräumt.
3.	 Es wird erwartet, dass Russland nicht in Nachbarländer einmarschieren und die NATO nicht weiter expandie-

ren wird.
4.	 Unter Vermittlung der Vereinigten Staaten wird ein Dialog zwischen Russland und der NATO stattfinden, um 

alle Sicherheitsfragen zu klären und die Voraussetzungen für eine Deeskalation zu schaffen, damit die globale 
Sicherheit gewährleistet und die Möglichkeiten für Zusammenarbeit und künftige wirtschaftliche Entwicklung 
verbessert werden.

5.	 Die Ukraine erhält verlässliche Sicherheitsgarantien.
6.	 Die Stärke der ukrainischen Streitkräfte wird auf 600.000 Personen begrenzt.
7.	 Die Ukraine erklärt sich bereit, in ihrer Verfassung zu verankern, dass sie nicht der NATO beitreten wird. Die 

NATO erklärt sich bereit, in ihre Satzung eine Bestimmung aufzunehmen, wonach die Ukraine künftig nicht 
aufgenommen wird.

8.	 Die NATO versichert, dass sie keine Truppen in der Ukraine stationieren wird.
9.	 Europäische Kampfflugzeuge werden in Polen stationiert.
10.	Die US-amerikanische Garantie: Die USA erhalten eine Entschädigung für ihre Garantie. Sollte die Ukraine in 

Russland einmarschieren, verliert sie die Garantie. Sollte Russland in die Ukraine einmarschieren, werden zusätz-
lich zu einer entschlossenen, koordinierten militärischen Reaktion alle weltweiten Sanktionen wieder in Kraft 
gesetzt und die Anerkennung neuer Territorien sowie alle anderen Vorzüge dieses Abkommens widerrufen. Sollte 
die Ukraine ohne Grund eine Rakete auf Moskau oder Sankt Petersburg abschießen, erlischt die Sicherheitsgarantie.

11.	Die Ukraine hat ein Anrecht auf EU-Mitgliedschaft und erhält während der Prüfung dieser Frage einen kurzfris-
tigen bevorzugten Zugang zum europäischen Markt.

12.	Ein Maßnahmenpaket zum Wiederaufbau der Ukraine, das unter anderem Folgendes umfasst: Die Einrichtung 
eines Ukraine-Entwicklungsfonds zur Investition in wachstumsstarke Branchen wie Technologie, Rechenzentren 
und künstliche Intelligenz. Die Vereinigten Staaten werden mit der Ukraine zusammenarbeiten, um die ukraini-
sche Gasinfrastruktur, einschließlich Pipelines und Speicheranlagen, gemeinsam wiederaufzubauen, weiterzuent-
wickeln, zu modernisieren und zu betreiben. Es werden gemeinsame Anstrengungen unternommen, um kriegsge-
schädigte Gebiete im Hinblick auf die Wiederherstellung, den Wiederaufbau und die Modernisierung von Städten 
und Wohngebieten zu sanieren. Infrastrukturentwicklung. Gewinnung von Mineralien und natürlichen Rohstof-
fen. Die Weltbank wird ein spezielles Finanzierungspaket entwickeln, um diese Maßnahmen zu beschleunigen.

13.	Russland wird wieder in die Weltwirtschaft integriert. Die schrittweise und auf Einzelfallbasis diskutierte und ver-
einbarte Aufhebung der Sanktionen ist der erste Schritt. Die Vereinigten Staaten werden ein langfristiges Abkom-
men über wirtschaftliche Zusammenarbeit zur gegenseitigen Entwicklung in den Bereichen Energie, natürliche 
Ressourcen, Infrastruktur, künstliche Intelligenz, Rechenzentren, Projekte zur Gewinnung von seltenen Erden in 

https://www.elysee.fr/front/pdf/elysee-module-25122-en.pdf
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der Arktis sowie anderen für beide Seiten vorteilhaften Investitionen abschließen. Russland wird außerdem ein-
geladen, der G8 wieder beizutreten.

14.	Eingefrorene Gelder werden wie folgt verwendet: 100 Milliarden US-Dollar an eingefrorenen russischen Vermö-
genswerten werden in den von den USA geleiteten Wiederaufbau und Investitionen in der Ukraine investiert; die 
USA erhalten 50 Prozent der Gewinne aus diesem Vorhaben. Europa wird weitere 100 Milliarden US-Dollar bereit-
stellen, um den für den Wiederaufbau der Ukraine verfügbaren Investitionsbetrag zu erhöhen. Die eingefrorenen 
europäischen Gelder werden freigegeben. Der Rest der eingefrorenen russischen Gelder wird in ein separates ame-
rikanisch-russisches Investitionsvehikel investiert, das gemeinsame Projekte in bestimmten Bereichen umsetzen 
wird. Mit diesem Fonds sollen die Beziehungen gestärkt und gemeinsame Interessen gefördert werden, um einen 
starken Anreiz zu schaffen, künftig keinen Konflikt mehr hervorzurufen.

15.	Es wird eine gemeinsame amerikanisch-russische Arbeitsgruppe für Sicherheitsfragen eingerichtet, um die Einhal-
tung aller Bestimmungen dieses Abkommens zu fördern und sicherzustellen.

16.	Russland wird seine Politik des Verzichts auf Angriffe gegen Europa und die Ukraine gesetzlich verankern.
17.	 Die Vereinigten Staaten und Russland werden vereinbaren, die Gültigkeit von Verträgen über die Nichtverbrei-

tung und Kontrolle von Kernwaffen, einschließlich des START-I-Vertrags, zu verlängern.
18.	Die Ukraine erklärt sich bereit, gemäß dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ein atomwaffen-

freier Staat zu sein.
19.	Das Kernkraftwerk Saporischschja wird unter der Aufsicht der IAEO in Betrieb genommen, und der erzeugte 

Strom wird zu gleichen Teilen (50 zu 50 Prozent) zwischen Russland und der Ukraine verteilt.
20.	Beide Länder verpflichten sich, Bildungsprogramme in Schulen und in der Gesellschaft durchzuführen, die darauf 

abzielen, das Verständnis und die Toleranz gegenüber anderen Kulturen zu fördern sowie Rassismus und Vorurteile 
zu beseitigen. Die Ukraine wird EU-Vorschriften zur religiösen Toleranz und zum Schutz sprachlicher Minder-
heiten übernehmen. Beide Länder werden diskriminierende Maßnahmen abschaffen und die Rechte der ukraini-
schen und russischen Medien sowie des Bildungswesens gewährleisten. Jede nationalsozialistische Ideologie sowie 
alle entsprechenden Aktivitäten sind abzulehnen und zu verbieten.

21.	Gebiete: Die Krym, Luhansk und Donezk werden als de facto zu Russland gehörend anerkannt, auch von den 
Vereinigten Staaten. Cherson und Saporischschja werden entlang der Kontaktlinie eingefroren, was eine Aner-
kennung des Status quo entlang dieser Linie bedeutet. Russland wird andere vereinbarte Gebiete, die es außer-
halb der fünf Regionen kontrolliert, aufgeben. Die ukrainischen Streitkräfte werden sich aus dem Teil des Gebiets 
Donezk zurückziehen, den sie derzeit kontrollieren. Diese Rückzugszone wird als neutrale, entmilitarisierte Puf-
ferzone betrachtet und ist international als zur Russischen Föderation gehörendes Gebiet anerkannt. Russische 
Streitkräfte werden diese entmilitarisierte Zone nicht betreten.

22.	Nach der Einigung über künftige territoriale Bestimmungen verpflichten sich sowohl die Russische Föderation als 
auch die Ukraine, diese Bestimmungen nicht mit militärischer Gewalt zu ändern. Im Falle eines Verstoßes gegen 
diese Verpflichtung erlöschen die Sicherheitsgarantien.

23.	Russland wird die Ukraine nicht beeinträchtigen, den Fluss Dnjepr für wirtschaftliche Zwecke zu nutzen. Zudem 
werden Vereinbarungen über den freien Transport von Getreide über das Schwarze Meer getroffen.

24.	Um offene Fragen zu klären, wird ein humanitäres Komitee eingerichtet. Alle verbleibenden Gefangenen und Lei-
chen werden nach dem Prinzip »alle gegen alle« ausgetauscht. Zudem werden alle zivilen Gefangenen und Geiseln, 
einschließlich Kinder, freigelassen. Zudem wird ein Programm zur Familienzusammenführung umgesetzt. Darü-
ber hinaus werden Maßnahmen ergriffen, um das Leid der Opfer des Konflikts zu lindern.

25.	Die Ukraine wird in 100 Tagen Wahlen abhalten.
26.	Die am Konflikt beteiligten Parteien werden für ihre Handlungen während des Krieges vollständig amnestiert. 

Außerdem verpflichten sie sich, in Zukunft keine Ansprüche geltend zu machen oder Beschwerden zu prüfen.
27.	Diese Vereinbarung ist rechtsverbindlich. Ihre Umsetzung wird vom Friedensrat unter der Leitung von Präsident 

Donald J. Trump überwacht und garantiert. Bei Verstößen werden Sanktionen verhängt.
28.	Sobald alle Parteien diesem Memorandum zugestimmt haben und sich beide Seiten auf die vereinbarten Punkte 

zurückgezogen haben, um mit der Umsetzung des Abkommens zu beginnen, tritt der Waffenstillstand in Kraft.

Quelle: Trump announces U.S. Peace Plan for Ukraine, 20. November 2025, https://politicalscience.yale.edu/sites/default/
files/2025-11-20-trump-announces-us-peace-plan-for-ukraine.pdf.

https://politicalscience.yale.edu/sites/default/files/2025-11-20-trump-announces-us-peace-plan-for-ukraine.pdf
https://politicalscience.yale.edu/sites/default/files/2025-11-20-trump-announces-us-peace-plan-for-ukraine.pdf
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9.	 Robuste Sicherheitsgarantien und Unterstützungsmaßnahmen für den 
wirtschaftlichen Wiederaufbau der Ukraine (15. Dezember 2025)

Die Staats- und Regierungschefs begrüßten die erheblichen Fortschritte bei Präsident Trumps Bemühungen zur Siche-
rung eines gerechten und dauerhaften Friedens in der Ukraine. Sie begrüßten ferner die enge Zusammenarbeit zwi-
schen Präsident Selenskyjs Team, Präsident Trumps Team und den europäischen Teams im Laufe der letzten Tage und 
Wochen. Sie vereinbarten, mit Präsident Trump und Präsident Selenskyj zusammenzuarbeiten, um einen dauerhaften 
Frieden zu erreichen, durch den die ukrainische Souveränität und die europäische Sicherheit gewahrt werden. Die Staats- 
und Regierungschefs würdigten die starke Konvergenz zwischen den Vereinigten Staaten, der Ukraine und Europa.

Sie waren sich einig, dass die Gewährleistung der Sicherheit, der Souveränität und des Wohlstands der Ukraine 
wesentlicher Bestandteil der euro-atlantischen Sicherheit insgesamt ist. Sie vertraten klar die Auffassung, dass die 
Ukraine und ihre Bevölkerung eine unabhängige und souveräne Zukunft in Wohlstand verdienen, die nicht von der 
Angst vor einer künftigen russischen Aggression geprägt ist.

Sowohl die USA als auch die Staats- und Regierungschefs Europas sprachen sich dafür aus, zusammenzuarbei-
ten, um der Ukraine im Kontext einer Vereinbarung zur Beendigung des Krieges robuste Sicherheitsgarantien und 
Unterstützungsmaßnahmen für den wirtschaftlichen Wiederaufbau zur Verfügung zu stellen. Dies würde folgende 
Zusagen beinhalten:
•	 Die Bereitstellung anhaltender und erheblicher Unterstützung für die Ukraine zum Aufbau ihrer Streitkräfte, die 

zu Friedenszeiten permanent eine Stärke von 800.000 Soldatinnen und Soldaten haben sollten, um die Abschre-
ckung von Konflikten und die Verteidigung des Hoheitsgebiets der Ukraine zu ermöglichen.

•	 Eine von Europa geführte, aus Beiträgen williger Nationen bestehende »multinationale Truppe für die Ukraine« 
im Rahmen der Koalition der Willigen, die von den USA unterstützt wird. Diese Truppe wird bei der Regenera-
tion der Streitkräfte der Ukraine, der Sicherung des Luftraums der Ukraine und der Gewährleistung sichererer 
Meere helfen, auch durch Operationen innerhalb der Ukraine.

•	 Ein von den USA geführter Mechanismus zur Waffenstillstandsüberwachung und -verifikation unter internatio-
naler Beteiligung, mit dem frühzeitig vor möglichen künftigen Angriffen gewarnt wird, potenzielle Verletzungen 
des Waffenstillstands rückverfolgt werden und auf diese Verletzungen reagiert wird sowie ein Konfliktreduzie-
rungsmechanismus zur Erarbeitung gegenseitiger Deeskalationsmaßnahmen, die zum Nutzen aller Parteien ein-
gesetzt werden können.

•	 Eine innerstaatlichen Verfahren unterliegende rechtlich bindende Verpflichtung, Maßnahmen zur Wiederherstel-
lung von Frieden und Sicherheit im Fall eines zukünftigen bewaffneten Angriffs zu ergreifen. Diese Maßnahmen 
können den Einsatz bewaffneter Streitkräfte, nachrichtendienstliche und logistische Unterstützung sowie wirt-
schaftliche und diplomatische Maßnahmen umfassen.

•	 Investitionen in den zukünftigen Wohlstand der Ukraine, darunter Zurverfügungstellung umfangreicher Ressour-
cen für wirtschaftlichen und materiellen Wiederaufbau, Handelsvereinbarungen zu beiderseitigem Nutzen und 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, dass Russland die Ukraine für den verursachten Schaden entschädigt. 
In diesem Zusammenhang wurden russische staatliche Vermögenswerte in der Europäischen Union eingefroren.

•	 Nachdrückliche Unterstützung des Beitritts der Ukraine zur Europäischen Union.
Die Staats- und Regierungschefs brachten ihre Unterstützung für Präsident Selenskyj zum Ausdruck und kamen über-
ein, jede Entscheidung mitzutragen, die er letztlich zu spezifischen die Ukraine betreffenden Fragen trifft. Sie bekräf-
tigten, dass internationale Grenzen nicht gewaltsam verändert werden dürfen. Entscheidungen, die das Staatsgebiet 
betreffen, müssen von der ukrainischen Bevölkerung getroffen werden, sobald robuste Sicherheitsgarantien wirksam 
in Geltung sind. Sie kamen überein, dass manche Fragen erst in den letzten Phasen der Verhandlungen zu klären 
sind. Sie betonten, dass sie Präsident Selenskyj darin unterstützen würden, wenn nötig seine Bevölkerung zu befragen.

Sie vertraten klar die Auffassung, dass wie bei jedem Aushandlungsprozess nichts vereinbart ist, bis alles verein-
bart ist und dass alle Parteien intensiv auf eine Lösung hinarbeiten müssen, die ein nachhaltiges Ende der Kämpfe 
sicherstellen kann.

Sie vertraten darüber hinaus klar die Auffassung, dass jede ausgehandelte Lösung die langfristige Sicherheit und die 
Einheit des euro-atlantischen Raums und die Rolle der NATO bei der Sicherstellung robuster Abschreckung gewähr-
leisten solle. Sie stellten fest, dass Bestandteile, die die EU und die NATO betreffen, jeweils unter den EU- bzw. den 
NATO-Mitgliedern erörtert werden.

Es ist nun an Russland, die Bereitschaft an den Tag zu legen, auf einen dauerhaften Frieden hinzuarbeiten, indem 
es dem Friedensplan von Präsident Trump zustimmt, und ein tätiges Bekenntnis zum Ende der Kampfhandlungen 
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abzugeben, indem es einem Waffenstillstand zustimmt. Die Staats- und Regierungschefs vereinbarten, den Druck auf 
Russland weiter zu erhöhen, um Moskau dazu zu bringen, ernsthaft zu verhandeln.

Sie alle verpflichteten sich dazu, an raschen weiteren Fortschritten in den kommenden Tagen und Wochen zu arbei-
ten, um gemeinsam eine Vereinbarung für einen dauerhaften Frieden zu schließen und zu bestätigen. Sie bekräftigen 
ihre nachdrückliche Unterstützung für Präsident Selenskyj und das ukrainische Volk in ihrem Kampf gegen Russ-
lands völkerrechtswidrige Invasion und zur Herbeiführung eines gerechten und dauerhaften Friedens.

Dieser Erklärung können sich andere Länder anschließen.

Quelle: Erklärung von Bundeskanzler Merz, Ministerpräsidentin Frederiksen, Premierminister Michal, Präsident Stubb, Prä-
sident Macron, Premierministerin Frostadóttir, Ministerpräsidentin Meloni, Premierministerin Siliņa, Präsident Nausėda, 
Ministerpräsident Schoof, Ministerpräsident Støre, Ministerpräsident Tusk, Premierminister Sánchez, Ministerpräsident 
Kristersson, Premierminister Starmer sowie Ratspräsident Costa und Kommissionspräsidentin von der Leyen. Pressemittei-
lung, Nummer 345/25, 15. Dezember 2025, https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2401868/fd72a
4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.pdf?download=1.

10.	 Selenskyj stellt vollständigen Entwurf eines 20-Punkte-Friedensplans 
vor (24.12.2025)

Nach intensiven Verhandlungen hatten die Ukraine und die USA Ende Dezember den Entwurf für einen neuen 
20-Punkte-Plan erarbeitet, der den Weg zur Beendigung von Russlands Krieg gegen die Ukraine ebnen sollte. Die-
ser überarbeitete Friedensplan, den der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj vorstellte, entschärfte einen frü-
heren Entwurf (28-Punkte-Plan) und wurde durch weitreichende Sicherheitsgarantien europäischer und amerikani-
scher Partner sowie einen wirtschaftlichen »Fahrplan für den Wohlstand« flankiert. Das Dokument sollte in Kürze 
Moskau zur Prüfung vorgelegt werden. Bei einer Zustimmung aller beteiligten Parteien wäre ein sofortiger Waffen-
stillstand in Kraft getreten. Für eine endgültige Umsetzung hätten allerdings noch einige zentrale Streitpunkte geklärt 
und das Abkommen auf ukrainischer Seite ratifiziert werden müssen.
1.	 Die Unterzeichner bekräftigen, dass die Ukraine ein souveräner Staat ist.
2.	 Das Dokument stellt ein umfassendes und unbestreitbares Nichtangriffsabkommen zwischen Russland und der 

Ukraine dar. Es wird ein Überwachungsmechanismus eingerichtet, um die Konfliktlinie mithilfe satellitengestütz-
ter unbemannter Überwachung zu beobachten und so die frühzeitige Erkennung von Verstößen sicherzustellen.

3.	 Die Ukraine erhält Sicherheitsgarantien.
4.	 Die Stärke der ukrainischen Streitkräfte wird in Friedenszeiten bei 800.000 Mann bleiben.
5.	 Die USA, die NATO und die europäischen Unterzeichnerstaaten werden der Ukraine Garantien nach Art von 

Artikel 5 gewähren. Es gelten folgende Punkte:
A.	 Sollte Russland in die Ukraine einmarschieren, wird eine koordinierte militärische Reaktion eingeleitet und 

alle weltweiten Sanktionen gegen Russland werden wieder in Kraft gesetzt.
B.	 Wenn die Ukraine grundlos in Russland einmarschiert oder das Feuer auf russisches Territorium eröffnet, gelten 

die Sicherheitsgarantien als nichtig. Wenn Russland die Ukraine angreift, treten die Sicherheitsgarantien in Kraft.
C.	 Die USA erhalten eine Entschädigung für die Gewährung von Sicherheitsgarantien. (Diese Bestimmung 

wurde gestrichen.)
D.	 Zuvor unterzeichnete bilaterale Sicherheitsabkommen zwischen der Ukraine und rund 30 Ländern bleiben 

bestehen.
6.	 Russland wird seine Nichtangriffspolitik gegenüber Europa und der Ukraine in allen erforderlichen Gesetzen und 

Dokumenten formalisieren und diese in der Staatsduma ratifizieren.
7.	 Die Ukraine wird zu einem klar festgelegten Zeitpunkt EU-Mitglied werden und einen kurzfristigen bevorzug-

ten Zugang zum europäischen Markt erhalten.
8.	 Die Ukraine erhält ein umfassendes Entwicklungspaket, das in einem separaten Abkommen detailliert festgelegt 

ist und verschiedene Wirtschaftsbereiche abdeckt:
A.	 Es wird ein Entwicklungsfonds für Investitionen in wachstumsstarke Branchen eingerichtet, darunter Tech-

nologie, Rechenzentren und künstliche Intelligenz.

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2401868/fd72a4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2401868/fd72a4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.pdf?download=1
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B.	 Die USA und US-Unternehmen werden mit der Ukraine zusammenarbeiten, um gemeinsam in die Wieder-
herstellung, Modernisierung und den Betrieb der ukrainischen Gasinfrastruktur, einschließlich Pipelines und 
Speicheranlagen, zu investieren.

C.	 Es werden gemeinsame Anstrengungen unternommen, um die vom Krieg zerstörten Gebiete wiederaufzubauen, 
wobei der Schwerpunkt auf der Wiederherstellung und Modernisierung von Städten und Wohngebieten liegt.

D.	 Der Ausbau der Infrastruktur wird priorisiert.
E.	 Die Gewinnung von Mineralien und natürlichen Rohstoffen wird ausgeweitet.
F.	 Die Weltbank wird ein eigenes Finanzierungspaket bereitstellen, um diese Bemühungen zu beschleunigen.
G.	 Es wird eine hochrangige Arbeitsgruppe eingerichtet, in die ein weltweit führender Finanzexperte als »Wohl-

standsadministrator« berufen wird, um die Umsetzung des strategischen Wiederaufbauplans und den künfti-
gen Wohlstand zu überwachen.

9.	 Es sollen mehrere Fonds eingerichtet werden, die sich mit dem Wiederaufbau der ukrainischen Wirtschaft, der Wie-
derherstellung zerstörter Gebiete und Regionen sowie humanitären Fragen befassen. Ziel ist es, 800 Milliarden US-
Dollar aufzuwenden. Das entspricht den geschätzten Summe der durch den russischen Krieg verursachten Schäden.

10.	Die Ukraine wird die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit den USA beschleunigen.
11.	Die Ukraine bekräftigt ihr Bekenntnis, gemäß dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen ein atom-

waffenfreier Staat zu bleiben.
12.	Kontrolle über das Kernkraftwerk Saporischschja und die Wiederherstellung des Wasserkraftwerks Kachowka.

Washington schlägt vor, dass das Kernkraftwerk Saporischschja gemeinsam von der Ukraine, Russland und den USA betrie-
ben wird, wobei jedes Land 33  Prozent kontrolliert und die USA als Hauptaufsichtsbehörde für das Kraftwerk fungieren.

Die Ukraine lehnt eine russische Kontrolle über das Kraftwerk ab. Kyjiw schlägt vor, dass das Kraftwerk von einem 
Joint Venture aus den USA und der Ukraine verwaltet wird, wobei 50 Prozent des erzeugten Stroms in die von der Ukraine 
kontrollierten Gebiete fließen, während die USA über die Verteilung der anderen 50 Prozent entscheiden. Dabei sollen 
das Kernkraftwerk Saporischschja, die Stadt Enerhodar und das Wasserkraftwerk Kachowka entmilitarisiert werden.

13.	Die Ukraine und Russland werden Schulfächer einführen, die das Verständnis und die Toleranz gegenüber ande-
ren Kulturen fördern und Rassismus und Vorurteile bekämpfen. Die Ukraine wird EU-Vorschriften zur religiö-
sen Toleranz und zum Schutz von Minderheitensprachen verabschieden.

14.	In den Oblasten Donezk, Luhansk, Saporischschja und Cherson wird die Linie der militärischen Stellungen zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung als de facto Frontlinie anerkannt.
A.	 Es sollen die Truppenbewegungen festgelegt werden, die zur Beendigung des Krieges und zur Einrichtung poten-

zieller »freier Wirtschaftszonen« erforderlich sind, wobei Russland seine Truppen aus diesen Gebieten abziehen muss.
B.	 Russland muss seine Truppen aus den besetzten Teilen der Oblasten Dnipropetrowsk, Mykolajiw, Sumy und 

Charkiw abziehen, damit das Abkommen in Kraft treten kann.
C.	 Entlang der Frontlinie werden internationale Streitkräfte stationiert, um die Umsetzung des Abkommens zu 

überwachen.
D.	 Die Parteien verpflichten sich, die Regeln und Verpflichtungen der Genfer Konventionen von 1949 und ihrer 

Zusatzprotokolle einzuhalten, einschließlich der universellen Menschenrechte.
15.	Russland und die Ukraine verpflichten sich, keine Gewalt anzuwenden, um territoriale Zugehörigkeiten zu ändern, 

und werden alle Streitigkeiten auf diplomatischem Wege lösen.
16.	Russland wird die Nutzung des Flusses Dnipro und des Schwarzen Meeres durch die Ukraine zu kommerziellen 

Zwecken nicht behindern. Ein separates Seeverkehrsabkommen wird die Freiheit der Schifffahrt und des Trans-
ports gewährleisten, wobei die von Russland besetzte Kinburn-Nehrung entmilitarisiert wird.

17.	 Einrichtung eines humanitären Komitees, das Folgendes sicherstellt:
A.	 Gegenseitiger Gefangenenaustausch.
B.	 Alle inhaftierten Zivilisten, einschließlich Kinder und politische Gefangene, werden freigelassen.
C.	 Es werden Maßnahmen ergriffen, um Probleme anzugehen und das Leid der Opfer des Konflikts zu lindern.

18.	Die Ukraine muss so bald wie möglich nach Unterzeichnung des Abkommens Präsidentschaftswahlen abhalten.
19.	Das Abkommen ist rechtsverbindlich. Seine Umsetzung wird vom Friedensrat unter dem Vorsitz von US-Präsident 

Donald Trump beobachtet. Die Ukraine, Europa, die NATO, Russland und die USA werden an diesem Prozess 
beteiligt sein. Verstöße führen zu Sanktionen.

20.	Der Waffenstillstand tritt sofort in Kraft, sobald alle Parteien dem Abkommen zustimmen.

Quelle: Denysova, Katerina. 2025. Zelensky reveals full 20-point peace plan draft backed by Ukraine, US. Kyiv Independent, 
24. Dezember 2025, https://kyivindependent.com/zelensky-reveals-20-point-peace-plan-draft-backed-by-ukraine-us/.

https://kyivindependent.com/zelensky-reveals-20-point-peace-plan-draft-backed-by-ukraine-us/
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11.	 Erklärung von Paris – robuste Sicherheitsgarantien für einen stabilen 
und dauerhaften Frieden in der Ukraine (6. Januar 2026)

Die Mitglieder der Koalition der Willigen, die Ukraine und die Vereinigten Staaten sind heute in Paris zusammengekommen.
Wir alle unterstrichen unser Bekenntnis zu einem gerechten und dauerhaften Frieden in der Ukraine im Einklang 

mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und begrüßten die bislang unter anderem in den Gesprä-
chen zwischen Amerikanern, Ukrainern, europäischen und anderen Partnern erzielten Fortschritte.

Insbesondere vertrat die Koalition unmissverständlich den Standpunkt, dass die Fähigkeit der Ukraine zur Selbst-
verteidigung von grundlegender Bedeutung für die Sicherung der Zukunft der kollektiven Sicherheit der Ukraine und 
des euroatlantischen Raums ist. Wir bekräftigten, dass die Gewährleistung der Souveränität und dauerhaften Sicher-
heit der Ukraine integraler Bestandteil eines Friedensabkommens sein soll und dass jede Art von Einigung durch 
robuste Sicherheitsgarantien für die Ukraine untermauert sein muss.

Wir sind bereit, uns zusätzlich zu bilateralen Sicherheitsabkommen und im Einklang mit unseren jeweiligen rechtli-
chen und verfassungsmäßigen Regelungen zu einem System politisch und rechtlich verbindlicher Garantien zu beken-
nen, die mit Inkrafttreten eines Waffenstillstands greifen.

Diese Garantien umfassen folgende Bestandteile:

1.	 Beteiligung an einem vorgeschlagenen Überwachungs- und Verifizierungsmechanismus für 
einen Waffenstillstand unter Führung der USA

Es wird ein verlässliches System zur lückenlosen Überwachung des Waffenstillstands geben, zu dem auch Mitglie-
der der Koalition der Willigen Beiträge leisten werden. Die Koalition der Willigen wird ferner in einer Sonderkom-
mission vertreten sein, die eingerichtet werden wird, um Verstöße zu ahnden, die Verantwortlichen zu ermitteln und 
Abhilfe zu schaffen.

2.	 Unterstützung der ukrainischen Streitkräfte
Die Koalition kam überein, die unverzichtbare langfristige militärische Unterstützung der ukrainischen Streitkräfte 
fortzuführen und ihnen weiterhin Rüstungsmaterial zu liefern, um sicherzustellen, dass sie, die auch in Zukunft an 
vorderster Front Verteidigung und Abschreckung werden gewährleisten müssen, ihre Fähigkeiten aufrechterhalten kön-
nen. Hierzu gehören unter anderem langfristige Verteidigungspakete, Unterstützung bei der Finanzierung von Waf-
fenkäufen, fortgeführte Zusammenarbeit mit der Ukraine in Bezug auf ihren nationalen Haushalt zur Finanzierung 
der Streitkräfte, Zugang zu Verteidigungsdepots, um im Fall eines bewaffneten Angriffs in Zukunft rasch zusätzli-
che Unterstützung bereitstellen zu können und praktische und technische Unterstützung der Ukraine beim Aufbau 
von Verteidigungsanlagen.

3.	 Eine multinationale Truppe für die Ukraine
Bestehend aus Beiträgen von bereitwilligen Ländern im Rahmen der Koalition als Hilfe beim Wiederaufbau der ukrai-
nischen Streitkräfte sowie zur Unterstützung der Abschreckung. Um Rückversicherungsmaßnahmen in der Luft, auf 
See und zu Land sowie die Regeneration der ukrainischen Streitkräfte vorzubereiten, fand eine koordinierte militäri-
sche Planung statt. Wir bestätigten, dass diese Rückversicherungsmaßnahmen im Fall einer glaubhaften Einstellung 
der Feindseligkeiten auf Wunsch der Ukrainer strikt umgesetzt werden sollten. Bei diesen Punkten wird Europa die 
Führungsrolle innehaben, wobei auch nichteuropäische Mitglieder der Koalition beteiligt sein werden und die USA 
ihre Unterstützung angeboten haben.

4.	 Verpflichtende Zusagen zur Unterstützung der Ukraine zur Wiederherstellung des Friedens 
im Fall eines künftigen bewaffneten Angriffs durch Russland

Wir kamen überein, uns definitiv und verpflichtend festzulegen, wie wir die Ukraine im Fall eines künftigen bewaff-
neten Angriffs durch Russland unterstützen werden und wie Frieden und Sicherheit wiederhergestellt werden sollen. 
Diese Zusagen könnten die Nutzung militärischer Fähigkeiten, nachrichtendienstliche und logistische Unterstützung, 
diplomatische Initiativen oder auch die Verhängung weiterer Sanktionen umfassen.

5.	 Bekenntnis zur Vertiefung der langfristigen Verteidigungszusammenarbeit mit der Ukraine
Wir kamen überein, dass wir die für beide Seiten nutzbringende Verteidigungszusammenarbeit mit der Ukraine wei-
terhin entwickeln und vertiefen werden; dazu gehören unter anderem die Bereiche Ausbildung, gemeinsame verteidi-
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gungsindustrielle Produktion, auch unter Nutzung einschlägiger europäischer Instrumente, sowie nachrichtendienst-
liche Zusammenarbeit.

Wir beschlossen darüber hinaus die Einrichtung einer Koordinierungsstelle der USA, der Ukraine und der Koa-
lition in der operativen Zentrale der Koalition in Paris.
Paris, 6. Januar 2026

Quelle: Koalition der Willigen. 2026. Pariser Erklärung, 6. Januar 2026, https://www.bundesregierung.de/resource/
blob/2196306/2401868/fd72a4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.
pdf?download=1.

12.	Mehrstufiger Plan zur Durchsetzung eines Waffenstillstands in der 
Ukraine (2. Februar 2026)

Die Ukraine hat sich laut Berichten der Financial Times mit westlichen Partnern auf einen mehrstufigen Plan geeinigt, 
um künftigen russischen Verletzungen eines potenziellen Waffenstillstandsabkommens mit einer koordinierten mili-
tärischen Antwort Europas und der USA zu begegnen. Dieser Stufenplan wurde im Dezember und Januar von ukrai-
nischen, europäischen und US-amerikanischen Regierungsvertreter:innen unter anderem in Paris und Kyjiw erarbei-
tet. Die Durchsetzung und Überwachung gelten als entscheidend, da frühere Waffenstillstände (Minsker Abkommen 
2014/2015) aufgrund fehlender Durchsetzungsmandate und Sicherheitsgarantien scheiterten.

Im Falle eines russischen Verstoßes gegen den Waffenstillstand ist folgender Mechanismus vorgesehen:
•	 Innerhalb von 24 Stunden: Eine diplomatische Warnung sowie notwendige militärische Aktionen der ukraini-

schen Armee, um der Verletzung Einhalt zu gebieten.
•	 Nach 24 Stunden (anhaltende Feindseligkeiten): Intervention einer »Koalition der Willigen«, die viele EU-Staa-

ten sowie Großbritannien, Norwegen, Island und die Türkei umfasst.
•	 Nach 72 Stunden (ausgeweiteter Angriff): Eine koordinierte militärische Reaktion einer westlich unterstützten 

Truppe unter direkter Beteiligung des US-Militärs.
Großbritannien und Frankreich haben Truppen und Waffen für eine europäisch geführte Abschreckungstruppe (Luft, 
See und Land) zugesagt, um einen 20-Punkte-Friedensplan abzusichern, unterstützt durch US-Geheimdienste und 
Logistik. Die USA haben zudem hochtechnologische Überwachungskapazitäten für die 1.400 km lange Frontlinie 
angeboten. Der ukrainische Präsident Selenskyj verhandelte mit Donald Trump über »NATO-ähnliche« Garantien 
(vergleichbar mit Artikel 5). Trump schlug eine Laufzeit von 15 Jahren vor, während ukrainische Regierungsvertre-
ter:innen 50 Jahre anstreben. Teil des ukrainischen Pakets sind zudem eine 800.000 Personen starke Armee sowie ein 
»Wohlstandsplan« für den Wiederaufbau nach dem Krieg.

Zwar gelang es, den Stufenplan auszuarbeiten, doch es bestehen weiterhin große Differenzen:
•	 US-Bedingungen: Die Trump-Administration und die USA drängen Kyiw dazu, als Bedingung für die Sicher-

heitsgarantien schmerzhafte territoriale Zugeständnisse zu machen (wahrscheinlich die Abtretung des Donbas an 
Russland). Selenskyj lehnt ein solches »Quid pro quo« strikt ab.

•	 Russlands Haltung: Moskau lehnt einen Waffenstillstand vor einem umfassenden Abkommen oder westliche Trup-
penstationierungen in der Ukraine kategorisch ab. Die russische Regierung weist einseitige Garantien zurück; der 
ehemalige Präsident Medwedjew forderte Garantien für beide Seiten. Gleichzeitig setzt Russland seine Angriffe 
auf die ukrainische Infrastruktur fort.

•	 Fortschritte bei den Gesprächen: Bei trilateralen Friedensgesprächen zwischen der Ukraine, Russland und den 
USA in Abu Dhabi berichtete der ukrainische Außenminister Andrij Sybiha von »Fortschritten«. Er führte dies 
auf die merklich veränderte, zielgerichtetere russische Delegation zurück, die auf pseudohistorische Belehrungen 
verzichtete. Weitere Gespräche zur Beendigung des Krieges sind in Abu Dhabi angesetzt.

Quelle: Christopher Miller, Henry Foy und Max Seddon. 2026. Ukraine agrees multi-tier plan for enforcing any ceasefire 
with Russia. Financial Times, 2. Februar 2026, https://www.ft.com/content/0f26d56d-98cd-4999-8908-4a851a2de773.

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2401868/fd72a4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2401868/fd72a4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2401868/fd72a4c4f4c998aa017f254e22864f93/2026-01-07-paris-ukraine-koalition-der-willigen-data.pdf?download=1
https://www.ft.com/content/0f26d56d-98cd-4999-8908-4a851a2de773
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13.	Was meinen russische Diplomat:innen, wenn sie vom »Geist von 
Anchorage« sprechen? (11. Februar 2026)

Russische Regierungsvertreter:innen und Staatsmedien verwenden Begriffe wie den »Geist von Anchorage« oder die 
»Anchorage-Formel« sehr häufig. Diese Bezeichnungen beziehen sich auf ein Gipfeltreffen zwischen Wladimir Putin 
und Donald Trump am 15. August 2025 in Alaska, bei dem über ein Ende des Krieges in der Ukraine verhandelt wurde. 
Obwohl das Treffen ohne sichtbare diplomatische Fortschritte endete, sprach Kremlsprecher Dmitrij Peskow von einer 
»Reihe von Übereinkünften« zwischen den USA und Russland, die bewusst hinter verschlossenen Türen getroffen 
worden seien. Dieses Treffen wurde durch Vorgespräche des US-Sondergesandten Steve Witkoff im Kreml vorbereitet.

Aus Moskauer Sicht bilden weitreichende territoriale Ansprüche den Kern dieser inoffiziellen Absprachen. Putin 
forderte demnach die vollständige Abtretung des Donbas, während die Regionen Cherson und Saporischschja entlang 
der aktuellen Frontlinie geteilt werden sollten. Diese Aufteilung, bei der Russland Donezk und Luhansk vollständig 
übernehmen würde, spiegelte sich im Oktober 2025 auch in den Grundzügen des »Trump-Friedensplans« (28-Punkte-
Plan) wider. In darauffolgenden Verhandlungen einigten sich die Unterhändler:innen beider Seiten jedoch darauf, die 
Gebietsfragen vorerst zurückzustellen, um sich stattdessen auf Sicherheitsgarantien, einen potenziellen NATO-Bei-
tritt der Ukraine sowie den Status des Kernkraftwerks Saporischschja zu konzentrieren. Ein weiterer zentraler Pfeiler 
des »Geistes von Anchorage« ist die russische Weigerung, einen Waffenstillstand als Vorbedingung für Friedensge-
spräche zu akzeptieren. Diese Haltung wird von den USA im Gegensatz zu den europäischen und ukrainischen For-
derungen stillschweigend mitgetragen.

Moskau erwartet darüber hinaus laut informierten Kreisen eine umfassende wirtschaftliche Kooperation mit den 
USA. Dies würde faktisch die Aufhebung von Sanktionen und das Ende der diplomatischen Isolation im Westen 
bedeuten. Wie der russische Außenminister Sergej Lawrow im Februar 2026 ausführte, basiert die russische Herange-
hensweise zudem auf der Prämisse, dass die Zukunft der Ukraine ausschließlich bilateral zwischen Russland und den 
USA ausgehandelt wird. Die Ukraine wird dabei lediglich als Verhandlungsobjekt betrachtet, während Europa gänz-
lich von dem Prozess ausgeschlossen bleibt. Lawrow beklagte, dass die Umsetzung der Vereinbarungen durch neue 
Sanktionen und westlichen Druck auf russische Handelspartner wie Indien eklatant behindert werde.

Während russische Diplomat:innen wie Sergei Rjabkow und Jurij Uschakow den »Geist von Anchorage« beharr-
lich beschwören, sieht Moskau das Konzept offenbar in der Tradition des »Geistes von Jalta« oder des »Geistes von 
Helsinki«. Aus russischer Sicht scheint der Gipfel in Alaska neue grundlegende Prinzipien für die Lösung internatio-
naler Konflikte etabliert zu haben, wenngleich der Kreml genaue Definitionen schuldig bleibt. In der US-Diploma-
tie kommt dieser Begriff hingegen überhaupt nicht vor. Die Trump-Regierung betrachtet das Treffen in Anchorage 
lediglich als eine weitere Verhandlungsrunde auf dem Weg zu einem rein pragmatischen »Deal«.

Quelle: Meduza. 2026. Russia keeps citing a ‘spirit of Anchorage’ from last summer’s Trump–Putin summit, but that term exists 
only in Moscow’s vocabulary. Meduza, 11. Februar 2026, https://meduza.io/en/feature/2026/02/11/russia-keeps-citing-
a-spirit-of-anchorage-from-last-summer-s-trump-putin-summit-but-that-term-exists-only-in-moscow-s-vocabulary.

14.	 Das »Dmitrijew-Paket«: Russisch-amerikanische Wirtschaftskooperatio-
nen nach einem potenziellen Friedensabkommen (12. Februar 2026)

Ein internes russisches Strategiepapier, das unter hochrangigen Regierungsvertreter:innen in Moskau zirkuliert wurde, 
skizziert weitreichende wirtschaftliche Partnerschaftsangebote an die US-Regierung unter Donald Trump. In die-
sem Memo wird eine mögliche Rückkehr Russlands zum US-Dollar-System erörtert. Dies würde eine fundamentale 
Abkehr von der bisherigen Kreml-Politik bedeuten. Bislang hat der russische Präsident Wladimir Putin, insbesondere 
nach den umfassenden US-Sanktionen infolge der Invasion im Jahr 2022, versucht, die Abhängigkeit vom Dollar zu 
reduzieren. Stattdessen hat er den Handel in alternativen Währungen mit Partnern wie China und Indien ausgebaut, 
um die globale Finanzhegemonie der USA zu beenden.

Das Dokument identifiziert sieben spezifische Sektoren, in denen sich nach einem möglichen Friedensabkommen 
mit der Ukraine gemeinsame wirtschaftliche Interessen zwischen den USA und Russland realisieren ließen. Zu den 
genannten Kooperationsfeldern zählen langfristige Verträge zur Modernisierung der russischen Luftfahrtflotte unter 

https://meduza.io/en/feature/2026/02/11/russia-keeps-citing-a-spirit-of-anchorage-from-last-summer-s-trump-putin-summit-but-that-term-exists-only-in-moscow-s-vocabulary
https://meduza.io/en/feature/2026/02/11/russia-keeps-citing-a-spirit-of-anchorage-from-last-summer-s-trump-putin-summit-but-that-term-exists-only-in-moscow-s-vocabulary
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Beteiligung der USA, die Zusammenarbeit im Bereich der Kernenergie für Anwendungen in der künstlichen Intel-
ligenz sowie gemeinsame Unternehmungen bei der Förderung strategisch wichtiger Rohstoffe wie Lithium, Kupfer, 
Nickel und Platin. Das Konzept sieht darüber hinaus gemeinsame Öl- und Flüssiggasprojekte, einschließlich Off-
shore-Anlagen, vor. Dabei sollen amerikanische Firmen für vergangene Verluste entschädigt werden. Dies wird mit 
Vorzugsbedingungen für eine Rückkehr von US-Unternehmen auf den russischen Verbrauchermarkt kombiniert. Ein 
weiteres zentrales Element ist das gemeinsame Festhalten an fossilen Brennstoffen als Gegenentwurf zu klimafreund-
lichen und emissionsarmen Technologien, von denen nach Ansicht der Verfasser:innen vor allem Europa und China 
profitieren würden.

Aus wirtschaftspolitischer Sicht argumentiert das Memo, dass eine Rückkehr zum Dollar die Volatilität der rus-
sischen Zahlungsbilanz senken und den eigenen Devisenmarkt stärken könnte. Für die USA ergäben sich zwei Vor-
teile: Einerseits könnte der Dollar als Weltleitwährung weiter gestärkt werden, andererseits könnten globale Handels-
ungleichgewichte durch eine Angleichung der Energiekosten zwischen den USA und China reduziert werden. Zudem 
könnte die Umsetzung der Pläne das außenpolitische Ziel Trumps fördern, die enge strategische Bindung zwischen 
Moskau und Peking zu schwächen. Die inhaltliche Ausrichtung des Papiers, etwa die Ablehnung umweltfreundlicher 
Technologien wie Windkraftanlagen oder die Forderung nach Unternehmensentschädigungen, ist dabei merklich an 
die bekannten politischen Positionen des US-Präsidenten angepasst.

Westliche Regierungsvertreter:innen äußern jedoch erhebliche Zweifel an den wahren Absichten des Kremls. Sie 
halten es für äußerst unwahrscheinlich, dass Putin ein Abkommen anstrebt, das den Interessen Pekings zuwiderläuft. 
China ist in Ermangelung westlicher Alternativen zu einem existenziell wichtigen Lieferanten von Rohstoffen und 
Bauteilen für die russische Rüstungsindustrie geworden. Die Beamt:innen vermuten stattdessen, dass die lukrativen 
Versprechungen primär dem Zweck dienen, die US-Regierung in ein Abkommen zu locken und gleichzeitig die Spal-
tung zwischen den USA und den europäischen Verbündeten der Ukraine gezielt voranzutreiben.

Ob diese Vorschläge bereits in die Verhandlungen eingeflossen sind, ist derzeit nicht abschließend geklärt. Kreml-
sprecher Dmitrij Peskow ließ entsprechende Anfragen unbeantwortet. Zwar haben die USA im Rahmen eines mög-
lichen Friedensvertrags bereits eine schrittweise Aufhebung von Sanktionen in Aussicht gestellt, doch das russische 
Angebot geht deutlich weiter. Anfang des Monats teilte der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj mit, dass 
sein Geheimdienst Kenntnis von massiven bilateralen Wirtschaftsverhandlungen zwischen Washington und Moskau 
parallel zu den Friedensgesprächen mit Kyjiw erlangt habe. Selenskyj bezeichnete das russische Verhandlungsange-
bot als »Dmitrijew-Paket«, benannt nach dem russischen Unterhändler und Leiter des staatlichen russischen Staats-
fonds Kirill Dmitrijew.

Quelle: Nardelli, Alberto. 2026. Russia’s Memo Sees Return to Dollar System in Pitch Made for 
Trump. Bloomberg, 12. Februar 2026, https://www.bloomberg.com/news/articles/2026-02-12/
russia-memo-sees-return-to-dollar-system-in-pitch-made-for-trump.

15.	 Konstituierung und Zusammensetzung von Trumps Friedensrat 
(»Board of Peace«) (19. Februar 2026)

Mitte Februar versammelten sich Vertreter:innen aus mehr als zwei Dutzend Ländern zum ersten Gipfeltreffen des 
von US-Präsident Trump initiierten Friedensrat. Dieses Gremium, dessen Aufbau seit Ende 2025 von Trump voran-
getrieben wird und das sowohl Verbündete als auch geopolitische Gegner der USA einschließt, wird von vielen Beob-
achter:innen als potenzieller Rivale zum UN-Sicherheitsrat betrachtet. Trump erklärte, der Friedensrat solle künftig 
die Vereinten Nationen beaufsichtigen und deren ordnungsgemäße Funktionsweise sicherstellen. Ein zentrales Ziel 
der Zusammenkunft im U.S. Institute of Peace in Washington, D.C., an der auch Persönlichkeiten wie der FIFA-
Präsident Gianni Infantino und der ehemalige britische Premierminister Tony Blair teilnahmen, bestand darin, die 
Zukunft des Gazastreifens zu erörtern und die Einhaltung eines dortigen Waffenstillstands zu überwachen. Während 
des Treffens drohte Trump zudem mit einem möglichen Angriff auf den Iran.

Das Gremium umfasst Mitgliedsstaaten aus unterschiedlichen Weltregionen. Aus Asien haben unter anderem 
Armenien, Aserbaidschan, Bahrain, Israel, Katar, Saudi-Arabien, die Türkei und die Vereinigten Arabischen Emi-
rate sowie weitere Staaten ihre Teilnahme zugesagt. Europa ist durch Länder wie Albanien, Belarus, Bulgarien, den 

https://www.bloomberg.com/news/articles/2026-02-12/russia-memo-sees-return-to-dollar-system-in-pitch-made-for-trump
https://www.bloomberg.com/news/articles/2026-02-12/russia-memo-sees-return-to-dollar-system-in-pitch-made-for-trump
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Kosovo und Ungarn vertreten. Zudem beteiligen sich Ägypten und Marokko aus Afrika, Argentinien und Paraguay 
aus Südamerika sowie El Salvador aus Nordamerika.

Zahlreiche Staaten haben Einladungen jedoch abgelehnt oder bislang nicht angenommen. Hierzu zählen unter 
anderem europäische Nationen wie Deutschland, Frankreich, Spanien, das Vereinigte Königreich sowie die Ukraine. 
Der Vatikan lehnte einen Beitritt mit Verweis auf »bestimmte kritische Fragen« ab. Präsident Trump widerrief unter-
dessen die Einladung an den kanadischen Premierminister Mark Carney. Einige Verbündete der Vereinigten Staaten 
zogen es vor, dem Gipfel lediglich als Beobachter beizuwohnen, anstatt offizielle Mitglieder zu werden. Frankreich 
und das Vereinigte Königreich blieben der Mitgliedschaft fern, da sie Bedenken hinsichtlich einer möglichen russi-
schen Beteiligung an dem Gremium äußerten. Frankreich zeigte sich überrascht darüber, dass die Europäische Kom-
mission eine:n Vertreter:in zu dem Treffen entsandte.

Weitere Staaten, darunter China, Indien, Australien, Brasilien und die Europäische Union, haben sich bezüg-
lich eines Beitritts noch nicht verbindlich geäußert. Eine besondere Rolle in den diplomatischen Bemühungen spielt 
Russland: Im Januar betonte Trump die Notwendigkeit, alle internationalen Akteure einzubinden, und drängte auf 
eine russische Beteiligung am Friedensrat. Der stellvertretende russische Außenminister Sergei Rjabkow gab jedoch 
im Vorfeld bekannt, dass Russland beim ersten Gipfel nicht anwesend sein werde, da die eigene Position zu dem Gre-
mium noch nicht feststehe.

Quelle: Scribner, Herb. 2026. Trump’s Board of Peace debuts: Who’s in, who’s out, who could join next. Axios, 19. Februar 
2026, https://www.axios.com/2026/02/19/trumps-board-of-peace-members-countries-list.

https://www.axios.com/2026/02/19/trumps-board-of-peace-members-countries-list
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